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I. Zusammenfassung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) legt hiermit einen Abschlussbericht zur Evalua-
tion des Gesetzes zur Reform der Investmentbesteuerung (im Folgenden auch „Investment-
steuerreform“) vor. Der Abschlussbericht ergänzt einen Zwischenbericht, den das BMF am 
4. Mai 2023 dem Finanzausschuss des Deutschen Bundestages vorgelegt hat (Ausschuss-
drucksache 20(7) – 0309) und der hier als Anlage 3 nochmals beigefügt wird. 

1. Auftrag zur Evaluation 

Der Gesetzgeber hat das Investmentsteuergesetz durch das Gesetz zur Reform der Invest-
mentbesteuerung vom 19. Juli 2016 (Investmentsteuerreformgesetz – InvStRefG) grundle-
gend neugestaltet. Ziele dabei waren insbesondere EU-rechtliche Risiken auszuräumen, ein-
zelne Steuersparmodelle zu verhindern und die Gestaltungsanfälligkeit zu reduzieren sowie 
die Steuervereinfachung. 

Eine Evaluierung dieser neuen Vorschriften wird auf Bitte des Finanzausschusses des Deut-
schen Bundestages durchgeführt.1 Die Evaluierung beruht auch auf der Ankündigung der 
Bundesregierung im Regierungsentwurf, die Regelungen auf ihre Auswirkungen auf den Er-
füllungsaufwand und das Erreichen ihrer Wirkungsziele zu evaluieren.2  
 

2. Vorgehensweise 

Zur Evaluation hat die Bundesregierung zwei Forschungsgutachten vergeben:  

– 

– 

Forschungsgutachten fe 10/19 „Auswirkungen der Investmentsteuerreform auf den 
Fondsstandort Deutschland und Angemessenheit der Teilfreistellungssätze“ 

Forschungsgutachten fe 14/19 „Auswirkung der Investmentsteuerreform betreffend 
Vereinbarkeit mit EU-Recht, Verhinderung von Steuersparmodellen und Steuerver-
einfachung“ 

 
Das Forschungsgutachten fe 14/19 wurde im Dezember 2022 abgeschlossen und lag dem 
Zwischenbericht vom 4. Mai 2023 zugrunde. Dagegen hat sich das Forschungsgutachten 
fe 10/19 erheblich verzögert und wurde erst im Juli 2025 fertig gestellt.  
 

                                                 
1 BT-Drs. 18/8739, S. 90 
2 BT-Drs. 18/8045, S. 66. Damit wird auch die Evaluierungsverpflichtung nach der von der Bundesregierung 
beschlossenen Konzeption zur Evaluierung neuer Regelungsvorhaben erfüllt. 
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Für den Zwischenbericht wurden darüber hinaus die Finanzverwaltungen der Länder, das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) und 22 Verbände der Finanzbranche befragt. Außerdem 
wurden zwei Workshops mit Vertretern der Länder durchgeführt.  
 
Für den Abschlussbericht wurde eine weitere Befragung der Finanzverwaltungen der Länder 
und des BZSt vorgenommen. Ziel einer erneuten Befragung mit einem gewissen zeitlichen 
Abstand war, veränderte Erfahrungen der Betroffenen aus der längeren praktischen Anwen-
dung des InvStG einfließen zu lassen. 
 
Seit der Veröffentlichung des Zwischenberichts hat der Gesetzgeber Änderungen am Invest-
mentsteuergesetz vorgenommen, einige sind Ausfluss der Erkenntnisse des Zwischenberichts. 
Weiter wurden im Rahmen der Mitteilungspflicht für grenzüberschreitenden Steuergestaltun-
gen Meldungen bekannt, die auf die Ausnutzung von ungerechtfertigten Steuervorteilen hin-
deuteten. Der Abschlussbericht stellt die daraufhin vorgenommenen gesetzlichen Änderun-
gen dar.  
 
Hauptgegenstand des Abschlussberichts ist eine Auswertung des Forschungsgutachtens 
fe 10/19 zu den Auswirkungen der Investmentsteuerreform auf den Fondsstandort Deutsch-
land und der Angemessenheit der Teilfreistellungssätze. Darüber hinaus, wird eine Aktuali-
sierung und Ergänzung der Erkenntnisse des Zwischenberichts vorgenommen, soweit neue 
bzw. weitergehende Erkenntnisse vorliegen. 
 

3. Zusammengefasste Erkenntnisse 

Aus den angeführten Untersuchungsmaßnahmen lassen sich im Wesentlichen folgende Er-
kenntnisse ziehen:  

a. Fondsstandort 

Fragen zu der Auswirkung auf den Fondsstandort Deutschland durch die Reform der Invest-
mentbesteuerung wurden von KPMG durch ein Forschungsgutachten untersucht. Betrachtet 
wurde der Zeitraum von 2015 bis 2020. KPMG kommt zu folgenden Ergebnissen: 

• In diesen Jahren hat sich der Fondsstandort Deutschland im internationalen Vergleich 
hinsichtlich des verwalteten Fondsvermögens von Publikumsfonds leicht unterdurch-
schnittlich entwickelt. Bei der Mitberücksichtigung von Spezialfonds zeigt sich je-
doch ein überdurchschnittliches Wachstum des Fondsvermögens über diesen Zeit-
raum. Insgesamt verfügt Deutschland über ein relativ hohes und im Vergleich zu 
anderen Standorten wachsendes Fondsvermögen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in 
Deutschland erheblich mehr Vermögen in Spezialfonds investiert ist als in Publikums-
fonds (siehe Abbildung 3 auf Seite 16 des KPMG-Gutachtens). Im Jahr 2020 entfielen 
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von den insgesamt 2.688 Milliarden € Fondsvermögen 689 Mrd. € auf Publikums-
fonds und 1.999 Mrd. € auf Spezialfonds. 

• 

• 

• 

• 

• 

Die Anzahl deutscher Publikumsfonds hat sich im internationalen Vergleich über-
durchschnittlich erhöht. Die Anzahl deutscher Spezialfonds (ausgehend von einem 
hohen Niveau) wächst dagegen weniger stark. Insgesamt bewegt sich die Fondsanzahl 
in Deutschland auf einem hohen, moderat wachsenden Niveau. 

Aktienfonds, Mischfonds, offene Immobilienfonds und Rentenfonds sind die nach 
Fondsvermögen größten Fondsarten im Bereich der Publikumsfonds deutscher Kapi-
talverwaltungsgesellschaften.  

Bei Publikumsfonds nimmt das Fondsvermögen von Rentenfonds stetig ab, während 
das Fondsvermögen der anderen genannten Fondsarten sowohl über den gesamten Be-
trachtungszeitraum seit 2015 als auch seit der Einführung des reformierten Invest-
mentsteuergesetzes 2018 zunimmt.  

Im Bereich der Spezialfonds lässt sich über alle untersuchten Fondstypen hinweg ein 
stetiges Wachstum beobachten. Auffallend ist die große Bedeutung der Wertpapier-
Spezialfonds in Bezug auf das Fondsvermögen im Vergleich zum gesamten Fonds-
standort Deutschland. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass keine der beobachteten Entwicklungen im Fonds-
standort Deutschland auf ein von der Investmentsteuerreform beeinflusstes Verhalten 
der Kapitalverwaltungsgesellschaften oder der Anleger zurückgeführt werden kann. 

 

b. Teilfreistellungssätze für Investmentfonds (§ 20 InvStG) 

Im Rahmen eines Gutachtens hat KPMG die Angemessenheit der Teilfreistellungssätze un-
tersucht und durch einen Steuerbelastungsvergleich analysiert. Die Teilfreistellung nach § 20 
InvStG wurde im Zuge der Investmentsteuerreform eingeführt, um zum einen die auf Fonds-
ebene vorgenommene Besteuerung bestimmter Erträge pauschalierend zu berücksichtigen. 
Zum anderen wurde bei der Pauschalisierung der Wegfall bestimmter Steuervergünstigungen 
und Steuerfreistellungen auf der Anlegerebene berücksichtigt. Dies betrifft beispielsweise die 
Anrechnung ausländischer (Quellen-)Steuern oder die Steuerfreiheit von ausländischen Ein-
künften aufgrund eines DBA und bei Körperschaften die Steuerfreiheit von Veräußerungsge-
winnen aus Aktien und anderen Kapitalbeteiligungen nach § 8b Absatz 2 KStG.  
 
Ziel war es herauszufinden, inwiefern die mit der Investmentsteuerreform eingeführte Teil-
freistellung für einen belastungsneutralen Übergang zwischen alter und neuer Rechtslage ge-
sorgt hat. Der Analyse liegen Vergleichszahlen für 24 Investmentfonds aus dem Bereich der 
Wertpapierfonds und drei Investmentfonds aus dem Bereich der Immobilienfonds vor. 
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Der Kern dieser Untersuchung bestand darin, die Angemessenheit der Teilfreistellungssätze 
durch sogenannte rechnerische Teilfreistellungssätze zu beurteilen. Mit rechnerischem Teil-
freistellungssatz ist der Prozentsatz gemeint, der bei den nach neuem Recht ermittelten In-
vestmenterträgen von der Besteuerung freigestellt werden müsste, um ein gleich hohes Be-
steuerungsniveau wie nach altem Recht zu erreichen.  
 
KPMG hat in folgender Tabelle die rechnerischen und tatsächlichen Teilfreistellungssätze 
nach Fonds- und Anlegertyp gegenübergestellt: 
 

Fondstyp Anlegertyp Rechnerische 
Teilfreistellung 

Tatsächliche 
Teilfreistellung 

Differenz  
(in Prozentpunk-
ten) 

Aktienfonds Privatanleger 4,23 % 30,00 % 25,77 % 

Aktienfonds Betriebliche Anle-
ger (EStG) 

31,33 % 60,00 % 28,67 % 

Aktienfonds Körperschaftliche 
Anleger (KStG) 

77,11 % 80,00 % 2,89 % 

Mischfonds Privatanleger 0,37 % 15,00 % 14,63 % 

Mischfonds Betriebliche Anle-
ger (EStG) 

19,56 % 30,00 % 11,04 % 

Mischfonds Körperschaftliche 
Anleger (KStG) 

52,21 % 40,00 % -12,21 % 

Sonstige Fonds Privatanleger 0,00 % 0,00 % 0,00 % 

Sonstige Fonds Betriebliche Anle-
ger (EStG) 

0,00 % 0,00 % 0,00 % 

Sonstige Fonds Körperschaftliche 
Anleger (KStG) 

0,00 % 0,00 % 0,00 % 

Inlands-Immobili-
enfonds 

Alle 57,05 % 60,00 % 2,95 % 

Auslands-Immo-
bilienfonds 

Alle 79,11 % 80,00 % 0,89 % 

 
Die Untersuchung zeigt damit Folgendes auf: 

• Die rechnerischen Teilfreistellungssätze fallen bei den meisten Fondstypen und Anle-
gerarten niedriger aus als die aktuell geltenden gesetzlichen Teilfreistellungsätze.  
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• 

• 

• 

• 

Besonders bei Aktienfonds und Mischfonds unterschreiten die rechnerischen Teilfrei-
stellungssätze bei Privatanlegern die geltenden Teilfreistellungsätze deutlich und ten-
dieren gegen Null.  

Lediglich bei körperschaftlichen Anlegern sind die rechnerischen Teilfreistellungs-
sätze bei Mischfonds höher als die tatsächlich gewährten Teilfreistellungssätze.  

Bei (Auslands-)Immobilienfonds entsprechen die rechnerischen Teilfreistellungssätze 
ungefähr den tatsächlich gewährten Teilfreistellungen.  

Insgesamt zeigt die Untersuchung, dass die beobachtete Entlastungswirkung nach 
neuer Rechtslage nicht gleichmäßig für alle Investmentstrategien und Anlegertypen 
gilt. Die Daten deuten darauf hin, dass sich die Belastungsunterschiede mit zuneh-
mender Haltedauer abschwächen. 

 

c. Teilfreistellungssatz für fondsgebundene Lebensversicherungen (§ 20 Absatz 1 Num-
mer 6 Satz 9 EStG) 

KPMG hat auch die Angemessenheit des Teilfreistellungssatzes von 15 % für die fondsge-
bundene Lebensversicherung gemäß § 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 9 EStG untersucht. Hier-
für hat KPMG den sog. „neutralen Teilfreistellungssatz“ berechnet. Mit neutralem Teilfrei-
stellungssatz ist der Prozentsatz gemeint, der von den Erträgen aus einer fondsgebundenen 
Lebensversicherung von der Besteuerung freigestellt werden müsste, um eine gleichhohe 
Steuerbelastung wie vor der Investmentsteuerreform zu erreichen. Für diese Berechnung hat 
KPMG basierend auf den veröffentlichten Anlagestöcken deutscher Lebensversicherungen 
zum 31. Dezember 2019 die 40 größten Fonds identifiziert. Aus 35 dieser Fonds wurde ein 
Modellfonds, das „Deutschlandportfolio“, berechnet, welches die Wertentwicklung, Renditen 
und Steuerbelastungen der Fonds repräsentieren soll. 
 
Die Untersuchung zeigt Folgendes auf: 

• 

• 

Unter Berücksichtigung pauschalierender Annahmen, wie etwa der zu berücksichti-
genden Kosten und der Gewichtung von Verträgen gegen Einmalzahlung sowie Spar-
plänen, wurde ein neutraler Teilfreistellungssatz von 2,02 % ermittelt. Dieser Be-
trag liegt deutlich unter dem gesetzlichen Teilfreistellungssatz von 15 %, was 
bedeutet, dass die durch die Investmentsteuerreform zusätzlich geschaffene Steuervor-
belastung für das Modellportfolio derzeit wirtschaftlich überkompensiert wird.  

Dies ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass ein bedeutender Anteil der fonds-
gebundenen Lebensversicherungen in ausländische Fonds investiert ist, für die sich 



9 
 

die Steuerbelastung auf Fondsebene nicht geändert hat, und in Fonds mit nur gerin-
gem inländischem Aktienanteil, die aber gleichwohl von der Freistellung nach § 20 
Absatz 1 Nummer 6 Satz 9 EStG profitieren. 

 

d. Dividendenbesteuerung 

Erkenntnisse aus Zwischenbericht:  
Die zusammen mit der Investmentsteuerreform im Einkommensteuergesetz (EStG) einge-
führte Vorschrift des § 36a EStG wirkt Gestaltungen zur Umgehung der Dividendenbesteue-
rung (sog. Cum/Cum-Gestaltungen) auf Grundlage der bisherigen Feststellungen wirksam 
entgegen. Allerdings führt der Nachweis des Mindestwertänderungsrisikos zu hohem büro-
kratischem Aufwand. 
 
Ergänzung durch Abschlussbericht: 
Auch die weitere Befragung hat ergeben, dass der Regelung des § 36a EStG durch die obers-
ten Finanzbehörden der Länder weiterhin eine hohe Effektivität bei der Verhinderung von 
Cum/Cum-Gestaltungen zugeschrieben wird. Für Veranlagungszeiträume nach der Einfüh-
rung dieser Norm wurden von der Finanzverwaltung keine weiteren Fälle von gesicherten 
Cum/Cum-Gestaltungen gemeldet. Die Länder sehen jedoch einen relativ hohen administrati-
ven Aufwand bei der Umsetzung der Norm. 
 

e. EU-Rechtskonformität 

Erkenntnisse aus Zwischenbericht:  
Die wesentlichen Regelungen des neuen Rechts (Investmentsteuergesetz in der ab dem 1. Ja-
nuar 2018 geltenden Fassung = InvStG) sind mit dem EU-Recht vereinbar. Im Schrifttum ge-
äußerte Bedenken bezüglich der Einschränkung der Teilfreistellung nach neuem Recht auf 
steuerpflichtige Anleger greifen auch im Licht des EuGH-Urteils in Rs. C-591/17 Öster-
reich/Deutschland (PKW-Maut-Urteil) nicht durch. Lediglich in eher unbedeutenden Randbe-
reichen sind neue EU-rechtliche Zweifelsfragen aufgetreten. 
 
Ergänzung durch Abschlussbericht: 
Inzwischen ist eine Klage vor dem FG Köln anhängig (6 K 1227/24), in der es um die Ver-
einbarkeit des neuen Investmentsteuergesetzes mit dem EU-Recht geht. Die Klägerin behaup-
tet, dass auch beim neuen Investmentsteuerrecht eine unionsrechtswidrige Schlechterstellung 
ausländischer Investmentfonds vorläge. Diese Auffassung wird damit begründet, dass nur in-
ländische Anleger eine Teilfreistellung der Investmenterträge als Kompensation für die steu-
erliche Vorbelastung der Dividenden auf Fondsebene erhalten, während ausländische Anleger 
keine Teilfreistellung erhalten würden und dadurch final mit der Steuer auf Fondsebene be-
lastet blieben. Diese Argumentation ist nicht nachvollziehbar, da Deutschland die Ausschüt-
tungen von Investmentfonds an ausländische Anleger überhaupt nicht besteuert und daher 
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keine Schlechterstellung, sondern eine Besserstellung gegenüber inländischen Anlegern vor-
liegt. Ob und in welcher Höhe der ausländische Staat, in dem der ausländische Anleger ansäs-
sig ist, die aus Deutschland stammenden Investmenterträge besteuert, liegt nicht im Verant-
wortungsbereich Deutschlands. Das BMF hält die Klage daher für offensichtlich 
unbegründet.  
 

f. Steuergestaltungen 

Erkenntnisse aus Zwischenbericht:  
Die mit der Investmentsteuerreform adressierten Steuersparmodelle werden grundsätzlich 
wirksam verhindert. Es zeigen sich nur punktuell fortbestehende Gestaltungsmöglichkeiten 
bei diesen Modellen. Laut dem Forschungsgutachten fe 14/19 eröffnet die Neukonzeption der 
Investmentbesteuerung an anderen Stellen neue Räume für Steuergestaltungen. Diese neuen 
Gestaltungsspielräume schätzt das BMF aber als von untergeordneter Bedeutung ein.  
 
Ergänzung durch Abschlussbericht: 
Die in dem Forschungsgutachten fe 14/19 angeführten neuen Gestaltungsspielräume haben 
aus Sicht des BMF eher theoretischen Charakter. Tatsächlich wurden bislang keine entspre-
chenden Fälle gefunden. Gleichwohl hat das BMF dem Gesetzgeber folgende Gesetzesände-
rungen vorgeschlagen, die inzwischen bereits in Kraft getreten sind:  

• 

• 

• 

Missbrauch der Nachweismöglichkeit nach § 20 Absatz 4 InvStG 

Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen 

Nießbrauchsgestaltungen mit steuerbegünstigten Anlegern 

 
Darüber hinaus wurden Mitteilungen zu grenzüberschreitenden Steuergestaltungen ausgewer-
tet, die zu folgenden Gesetzesänderungen geführt haben:  

• 

• 

• 

• 
• 

Ausschluss der Immobilienteilfreistellung bei fehlender Vorbelastung (§ 2 Absatz 9a 
InvStG) 
Ausschluss der Abkommensfreistellung bei fehlender Vorbelastung (§ 43 Absatz 1 
Satz 2 InvStG) 
Steuerpflicht für Veräußerungen von Beteiligungen an Immobiliengesellschaften mit 
überwiegend inländischem Grundbesitz (§ 6 Absatz 5 InvStG) 
Wegzugsbesteuerung bei Anteilen an Investmentfonds (§ 19 Absatz 3 InvStG) 
Wegzugsbesteuerung bei Anteilen an Spezial-Investmentfonds (§ 49 Absatz 5  
InvStG) 

 
Aus der Befragung und den Mitteilungen von Länderfinanzverwaltungen haben sich nur in 
sehr geringem Umfang Erkenntnisse zu neuen Steuergestaltungen ergeben. Diese beschrän-
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ken sich im Wesentlichen auf neuartige sog. GmbH-Investmentfonds. Die Erkenntnisse deu-
ten darauf hin, dass vermögende Steuerpflichtige die GmbH-Investmentfonds zur temporären 
Abschirmung gegen die Abgeltungsteuer einsetzen, da bei einer Nichtausschüttung von Erträ-
gen nur die sog. Vorabpauschale zu versteuern ist und im Übrigen die Erträge auf Fonds-
ebene steuerfrei thesauriert werden können. Hinsichtlich bekannter und im Investmentsteuer-
reformgesetz mit Abwehrmaßnahmen adressierten Steuergestaltungen liegen den Ländern – 
mit einer Ausnahme – keine Hinweise vor, die auf eine Fortführung hindeuten. Die Aus-
nahme betrifft die sog. Kopplungsgeschäfte. Damit sind Geschäfte gemeint, mit denen steuer-
freie Aktiengewinne und zugleich steuerwirksame Verluste aus Termingeschäften erzeugt 
werden sollen. Hier gibt es Anzeichen, dass die Abwehrmaßnahme in § 39 Absatz 3 InvStG 
eventuell nicht alle Varianten verhindert. Zu den beiden genannten Gestaltungen dauern die 
Erörterungen auf Bund-Länder-Ebene an. 
 

g. Steuervereinfachung 

Erkenntnisse aus Zwischenbericht:  
• 

• 

• 

• 

Für die im Massenfallrecht der Anlegerbesteuerung besonders bedeutsamen Invest-
mentfonds wurde durch die Investmentsteuerreform das Ziel einer rechtlichen und ad-
ministrativen Vereinfachung und damit eine Reduzierung des Erfüllungsaufwands er-
reicht. Relativiert wurden die Vereinfachungswirkungen durch die unterschiedlichen 
Teilfreistellungssätze und die Rückausnahmen bei steuerbegünstigten Anlegern sowie 
die teils komplexen Übergangsregeln vom alten zum neuen Recht.  
Bei Spezial-Investmentfonds zeigt sich – wie vom BMF im Regierungsentwurf des 
Investmentsteuerreformgesetzes bereits vermutet – eine Erhöhung der rechtlichen 
Komplexität und des administrativen Aufwands.  
Aus dem Forschungsgutachten und den Befragungen der Länder und Verbände erge-
ben sich einige Möglichkeiten zu einer weiteren Vereinfachung des Besteuerungsver-
fahrens bei Investmentfonds.  
Auch bei Spezial-Investmentfonds wurden Vorschläge zu administrativen Erleichte-
rungen des komplexen Verfahrens gemacht.  

 
Ergänzung durch Abschlussbericht: 
Auch im Abschnitt Vereinfachung fand eine weitere Befragung der Länder statt. Hier werden 
lediglich neue Erkenntnisse im Vergleich zur Befragung vor dem Zwischenbericht darge-
stellt. 

• Insgesamt sehen die Länder, dass durch die Investmentsteuerreform eine Vereinfa-
chung eingetreten ist. Es wird teilweise der besondere Aufwand bei einzelnen Rege-
lungen aufgezeigt, bei denen aber auch die Notwendigkeit für die Vermeidung von 
ungewollten Steuergestaltungen gesehen wird.  
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• Besonders positiv hervorgehoben wurde die elektronische Abgabemöglichkeit für die 
Feststellungsklärung von Spezial-Investmentfonds nach § 51 InvStG. Hierdurch ha-
ben sich einige Praxisprobleme, die im Zusammenhang mit der Investmentsteuerre-
form eingetreten sind, zum Teil wieder erledigt. 

 

h. Erfüllungsaufwand 

Im Rahmen eines Berichts hat das Statistische Bundesamt die tatsächlichen Auswirkungen 
des Gesetzes auf den Erfüllungsaufwand von Bürgern, Unternehmen und der Wirtschaft un-
tersucht. Die Erkenntnisse daraus waren im Zwischenbericht noch nicht enthalten. Der Be-
richt des Statistischen Bundesamts ist als Anlage beigefügt. Zur Erstellung dieses Berichts 
führte das Statistische Bundesamt Erhebungen und Befragungen bei den betroffenen Verbän-
den sowie bei einzelnen Unternehmen, insbesondere Kapitalverwaltungsgesellschaften und 
Kreditinstituten, durch. Das Statistische Bundesamt kommt zu folgenden Ergebnissen: 
 

• 

• 

• 

Die Nachmessung der Änderung des Erfüllungsaufwands zeigt, dass das Regelungs-
vorhaben insgesamt zu einer Entlastung für die betroffenen Normadressaten geführt 
hat. Der jährliche Erfüllungsaufwand für private Anleger in Investmentfonds hat sich 
durch die Reform zwar nicht messbar verändert, aber der Erfüllungsaufwand für be-
triebliche Anleger, Kapitalverwaltungsgesellschaften sowie Unternehmen aus dem 
Bank- und Versicherungswesen hat sich um etwa 43,3 Millionen Euro verringert und 
liegt nun bei rund 16 Millionen Euro pro Jahr. 

Zudem wurden Berechnungen vorgenommen, wie weitere Maßnahmen zu einer Re-
duzierung des Erfüllungsaufwand beitragen könnten. Eine vollständige elektronische 
Feststellungserklärung würde so z. B. den Aufwand der Erklärung für die Wirtschaft 
nach Schätzung durch das Statistische Bundesamt um ca. 38 % reduzieren können. In-
zwischen ist die Abgabe einer elektronischen Feststellungserklärung gegenüber den 
Finanzbehörden der Länder bereits möglich. Zulässig ist aber derzeit auch eine Ab-
gabe in Papierform.  

Eine andere vorgeschlagene Änderung, die Verlängerung der Gültigkeit der Statusbe-
scheinigung von 3 auf 5 Jahre, würde den Aufwand um ca. 630.000 Euro pro Jahr re-
duzieren. Eine entsprechende Regelung ist im Standortfördergesetz enthalten. 
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II. Erkenntnisse im Einzelnen 

1. Fondsstandort 

Die Frage der Auswirkung auf den Fondsstandort Deutschland durch die Reform der Invest-
mentbesteuerung wurde von KPMG im Rahmen eines Forschungsgutachtens untersucht. Das 
Forschungsgutachten ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
KPMG hatte für die Untersuchung einen Fragebogen entworfen, der an Kapitalverwaltungs-
gesellschaften gerichtet war, um sie zu den Auswirkungen der Investmentsteuerreform zu be-
fragen. Mangels ausreichender Rückmeldungen zu den Fragebögen musste jedoch auf ein al-
ternatives Untersuchungsvorgehen ausgewichen werden. Die Untersuchung wurde daraufhin 
auf öffentlich verfügbare oder von Branchenverbänden bereitgestellte Informationen aufge-
baut.  
 
Insgesamt zeigt die Untersuchung von KPMG, dass die Investmentsteuerreform keinen signi-
fikanten Einfluss auf die Entwicklung des Fondsstandorts Deutschland hatte. Zwischen 2015 
und 2020 entwickelte sich der Fondsstandort Deutschland im internationalen Vergleich nach 
Aussage von KPMG leicht unterdurchschnittlich hinsichtlich des verwalteten Fondsvermö-
gens bei Publikumsfonds. Bei Einbeziehung von Spezialfonds, also bei einer Gesamtbetrach-
tung aller Investmentfonds kommt man zu einem überdurchschnittlichen Wachstum des 
Fondsvermögens. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in Deutschland erheblich mehr Vermö-
gen in Spezialfonds investiert ist als in Publikumsfonds (siehe Abbildung 3 auf Seite 16 des 
KPMG-Gutachtens). Im Jahr 2020 entfielen von den insgesamt 2.688 Milliarden € Fondsver-
mögen 689 Mrd. € auf Publikumsfonds und 1.999 Mrd. € auf Spezialfonds. 
 
Insgesamt bewege sich die Fondsanzahl im Fondsstandort Deutschland auf einem hohen, mo-
derat wachsenden Niveau. Es zeige sich eine überdurchschnittliche Entwicklung der Anzahl 
deutscher Publikumsfonds im internationalen Vergleich. Die Entwicklung der Fondsanzahl 
bei Publikumsfonds sei in den Jahren 2018 bis 2020 ausgeprägter als in den Jahren 2015 bis 
2017. Dies könnte laut KPMG darauf hindeuten, dass die Investmentsteuerreform einen posi-
tiven Einfluss auf diese Entwicklung habe. Eine mögliche Erklärung dafür könne auch sein, 
dass die neuen gesetzlichen Anforderungen an Teilfreistellungen zu einer Ausweitung oder 
Differenzierung der von deutschen Kapitalverwaltungsgesellschaften angebotenen Invest-
mentfonds geführt habe. Demgegenüber weise die Fondsanzahl deutscher Spezialfonds eine 
leicht unterdurchschnittliche Entwicklung auf. Die Daten gäben jedoch keinen Anlass dazu, 
die Ursache für diese leicht unterdurchschnittliche Entwicklung in der Investmentsteuerre-
form zu sehen. 
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Bei den Publikumsfonds seien Aktienfonds, Mischfonds, offene Immobilienfonds und Ren-
tenfonds die größten Fondsarten. Rentenfonds verzeichneten stetig einen Rückgang des 
Fondsvermögens, während die anderen genannten Fondsarten wachsen würden. Der Einfluss 
der Investmentsteuerreform auf diese Entwicklung sei nach Ansicht von KPMG aber gering. 
 
Bei den Spezialfonds gebe es ein stetiges Wachstum bei allen Spezialfondsarten, wobei Wert-
papier-Spezialfonds eine große Bedeutung haben. Sachwerte-Spezialfonds haben sich mehr 
als verdoppelt. Die Investmentsteuerreform scheint hier nach Ansicht von KPMG keinen sig-
nifikanten Einfluss gehabt zu haben. 
 
Die Entwicklung der Fondsvermögens von in Deutschland ansässigen Aktienfonds mit in-  
oder ausländischem Investmentfokus sei bis einschließlich 2017 gleichläufig. Seit Einführung 
der Investmentsteuerreform 2018 sei das Fondsvermögen der in Deutschland domizilierten 
Aktienfonds mit Anlagefokus auf ausländische Investmentregionen allerdings im Vergleich 
stark überdurchschnittlich angestiegen. Eine direkte Auswirkung der Investmentsteuerreform 
und insbesondere der Besteuerung inländischer (Dividenden-)Erträge auf der Fondsebene 
könne aber nicht festgestellt werden. Gegen einen Einfluss der Investmentsteuerreform auf 
diese Entwicklung spreche insbesondere, dass es nur bei global anlegenden Aktienfonds eine 
überdurchschnittliche Entwicklung gäbe, während Aktienfonds mit Anlagefokus auf Europa 
sich in ähnlicher Weise entwickelten, wie Aktienfonds, die im Inland investiert haben. Es sei 
laut KPMG daher eher davon auszugehen, dass die Investitionen in Staaten außerhalb Euro-
pas unabhängig von der Investmentsteuerreform erheblich zugenommen haben. 
 

2. Teilfreistellungssätze 

KPMG hat im Rahmen eines Forschungsgutachtens auch die Angemessenheit der Teilfrei-
stellungssätze für Investmentfonds (§ 20 InvStG) und die Angemessenheit des Teilfreistel-
lungssatzes für fondsgebundene Lebensversicherungen (§ 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 9 
EStG) untersucht. Das Gutachten ist als Anlage 1 beigefügt. 
 

a. Angemessenheit der Teilfreistellungssätze für Investmentfonds (§ 20 InvStG) 

Im Rahmen des Untersuchungsbereichs 2 (Angemessenheit der Teilfreistellungssätze) stellte 
KPMG eine Entlastungswirkung nach der neuen Rechtslage fest, die aber nicht gleichmäßig 
über alle Investmentstrategien und Anlegertypen gelte. Die Belastungsunterschiede scheinen 
sich mit zunehmender Haltedauer abzuschwächen oder vereinzelt umzukehren. 
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(1) Bestimmung der rechnerischen Teilfreistellungssätze  

KPMG hat die Angemessenheit der Teilfreistellungssätze durch die Berechnung sog. rechne-
rischer Teilfreistellungssätze untersucht. Dabei wurden die jeweils rechnerisch zutreffenden 
Teilfreistellungssätze ermittelt, die auf die jeweils bezogenen Investmenterträge angewendet 
werden müssten, um hinsichtlich der absoluten Steuerbelastung eine Neutralität zwischen al-
ter und neuer Rechtslage herzustellen. Die Ergebnisse zeigten, dass die rechnerischen Teil-
freistellungen bei Aktien- und Mischfonds für Privatanleger und betriebliche Anleger im Mit-
tel teilweise deutlich niedriger ausfallen würde, als die gesetzlichen Teilfreistellungen. 
Insbesondere bei Privatanlegern tendieren die rechnerischen Teilfreistellungen für Aktien- 
und Mischfonds gegen Null. Bei körperschaftlichen Anlegern sind die rechnerischen Teilfrei-
stellungen für Mischfonds höher als die tatsächlich gewährten Teilfreistellungen gemäß § 20  
InvStG; bei Aktienfonds sind sie geringfügig niedriger. Bei sonstigen Fonds zeigten die rech-
nerischen Teilfreistellungen Schwankungen um die Nulllinie, wobei im Durchschnitt kein 
Bedarf für eine Teilfreistellung der Erträge besteht. Bei (Auslands-)Immobilienfonds entspre-
che die rechnerischen Teilfreistellungen etwa den tatsächlich gewährten Teilfreistellungen. 
 
KPMG hat in folgender Tabelle die rechnerischen und tatsächlichen Teilfreistellungssätze 
nach Fonds- und Anlegertyp gegenübergestellt: 
 

Fondstyp Anlegertyp Rechnerische 
Teilfreistellung 

Tatsächliche 
Teilfreistellung 

Differenz in Pro-
zentpunkten 

Aktienfonds Privatanleger 4,23 % 30,00 % 25,77 % 

Aktienfonds Betriebliche Anle-
ger (EStG) 

31,33 % 60,00 % 28,67 % 

Aktienfonds Körperschaftliche 
Anleger (KStG) 

77,11 % 80,00 % 2,89 % 

Mischfonds Privatanleger 0,37 % 15,00 % 14,63 % 

Mischfonds Betriebliche Anle-
ger (EStG) 

19,56 % 30,00 % 11,04 % 

Mischfonds Körperschaftliche 
Anleger (KStG) 

52,21 % 40,00 % -12,21 % 

Sonstige Fonds Privatanleger 0,00 % 0,00 % 0,00 % 

Sonstige Fonds Betriebliche Anle-
ger (EStG) 

0,00 % 0,00 % 0,00 % 

Sonstige Fonds Körperschaftliche 
Anleger (KStG) 

0,00 % 0,00 % 0,00 % 
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Inlands-Immobili-
enfonds 

Alle 57,05 % 60,00 % 2,95 % 

Auslands-Immo-
bilienfonds 

Alle 79,11 % 80,00 % 0,89 % 

 
Durch die Auswertung zeigt sich, dass bei Privatanlegern bei Aktien-, Misch- und sonstigen 
Fonds eigentlich keine bzw. nur eine sehr niedrige Teilfreistellung angemessen wäre, und die 
aktuelle Teilfreistellung zu einer deutlichen Überkompensation führt. Auch im Bereich der 
betrieblichen Anleger zeigt sich ein ähnliches Bild, die aktuelle Rechtslage führt zu einer 
deutlichen Überkompensation bei Aktien- und Mischfonds. Bei den körperschaftlichen Anle-
gern scheint der Freistellungssatz für Aktienfonds angemessen zu sein und der Freistellungs-
satz für Mischfonds im Durchschnitt zu niedrig. 
 

(2) Grundlegender Vergleich der Steuerbelastung 

KPMG führte einen Steuerbelastungsvergleich zwischen alter und neuer Rechtslage durch, 
um die Angemessenheit der Teilfreistellungssätze zu untersuchen. Der Vergleich zeige eine 
Entlastungswirkung nach neuer Rechtslage bei laufenden Erträgen und der Gesamtsteuerbe-
lastung. Bei der Gesamtbelastung schienen die Besteuerungsunterschiede mit der Haltedauer 
abzunehmen. Bei isolierter Betrachtung der Besteuerungswirkungen bei Investmentanteils-
Veräußerungsgewinnen zeige sich eine Entlastungswirkung nach neuer Rechtslage, unabhän-
gig von der Haltedauer der Investmentanteile. 
 

(3) Auswirkungen der Investmentstrategie und der unterschiedlichen Teilfreistellungssätze auf 

die Steuerbelastung 

Die Untersuchung der Auswirkungen der Investmentstrategie zeigen nach Ansicht von 
KPMG bei Aktienfonds insgesamt eine Entlastungswirkung nach neuer Rechtslage. Bei 
Mischfonds sei eine leichte Entlastung erkennbar, während bei sonstigen Fonds / Anleihe-
fonds eine leichte Mehrbelastung festgestellt wird. (Auslands-)Immobilienfonds zeigten für 
vier der sechs Jahre im Betrachtungszeitraum eine Entlastungswirkung, während in den übri-
gen Jahren eine leichte Mehrbelastung zu beobachten sei. Auch hier schienen die Besteue-
rungsunterschiede mit der Haltedauer abzunehmen oder sich vereinzelt umzukehren. 
 

(4) Auswirkungen der Anlegergruppe und des anzuwendenden Steuersystems auf die Steuer-
belastung 

KPMG untersuchte die Belastungsunterschiede nach alter und neuer Rechtslage für verschie-
dene Anlegergruppen. Für Privatanleger zeige sich eine Entlastung nach neuer Rechtslage, 
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die auch für betriebliche Anleger in abgeschwächter Form gelte. Für körperschaftliche Anle-
ger habe die Steuerbelastung im Mittel zugenommen. Die Besteuerungsunterschiede nähmen 
grundsätzlich mit der Haltedauer ab, wobei sich bei längerer Haltedauer beobachtete Entlas-
tungswirkungen vereinzelt umkehren würden. 
 

(5) Auswirkungen des Basiszinssatzes auf den Steuerbelastungsvergleich 

Die möglichen Auswirkungen einer Änderung des Basiszinssatzes auf den Steuerbelastungs-
vergleich wurden untersucht. Es zeigt sich kein Zusammenhang zwischen der Entwicklung 
des Basiszinssatzes und der Steuerbelastung, wenn die Vorbelastung auf Fondsebene berück-
sichtigt wird. Somit wird geschlossen, dass der Basiszinssatz keinen Effekt auf den Steuerbe-
lastungsvergleich hat. 
 

(6) Entwicklung von Erträgen und Fondswerten 

Die Untersuchung des Zusammenhangs zwischen laufenden steuerlichen Erträgen auf Anle-
gerebene und der tatsächlichen Fondswertentwicklung zeige, dass bei Aktien- und Misch-
fonds kein statistischer Zusammenhang feststellbar sei. Bei Immobilienfonds zeige sich nach 
neuer Rechtslage ein leicht negativer Zusammenhang, während nach alter Rechtslage ein 
leicht positiver Zusammenhang bestehen würde. Bei sonstigen Fonds sei sowohl nach alter 
als auch nach neuer Rechtslage ein leicht positiver Zusammenhang feststellbar. 
 

b. Angemessenheit des Teilfreistellungssatzes für fondsgebundenen Lebensversicherungen 
(§ 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 9 EStG) 

KPMG hat ein Berechnungsmodell entwickelt, um die Angemessenheit des Teilfreistellungs-
satzes von 15 % gemäß § 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 9 EStG für fondsgebundene Lebens-
versicherungen zu bewerten. Dieses Modell dient dazu, die Auswirkungen der steuerlichen 
Vorbelastung gemäß § 6 Absatz 2 InvStG auf die Versicherungsleistung zu ermitteln und ei-
nen neutralen Teilfreistellungssatz zu berechnen. Mit neutralem Teilfreistellungssatz ist eine 
prozentuale Freistellung der Versicherungsleistung aus einer fondsgebundenen Lebensversi-
cherung gemeint, die erforderlich ist, um den Anleger vor und nach der Investmentsteuerre-
form steuerlich gleichzustellen. Oder anders ausgedrückt, der neutrale Teilfreistellungssatz 
gibt die Höhe der Steuerfreistellung wieder, die erforderlich ist, um die mit der Investment-
steuerreform eingeführte Besteuerung auf Ebene der Investmentfonds (sog. Vorbelastung) 
durch eine teilweise Steuerfreistellung der Versicherungserträge auszugleichen.  
 
Basierend auf den Anlagestöcken deutscher Lebensversicherungen zum 31. Dezember 2019 
wurden die 40 größten Fonds identifiziert. Aus 35 dieser Fonds, die international investiert 
waren, wurde ein Modellfonds, das „Deutschlandportfolio“, berechnet, um die Wertentwick-
lung, Renditen und Steuerbelastungen der Fonds zu repräsentieren. 
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Unter Berücksichtigung von pauschalierenden Annahmen, wie Kosten und Gewichtung von 
Verträgen, wurde ein neutraler Freistellungssatz von 2,02 % ermittelt. Dieser Wert liegt 
deutlich unter dem gesetzlichen Freistellungssatz von 15 %, was darauf hinweist, dass die 
durch die Investmentsteuerreform entstandene Steuervorbelastung für das Modellportfolio 
derzeit deutlich überkompensiert würde. Dies sei insbesondere darauf zurückzuführen, dass 
ein erheblicher Anteil der fondsgebundenen Lebensversicherungen in ausländische Fonds in-
vestiert ist, die keine veränderte Steuerbelastung aufwiesen, sowie in Fonds mit geringem in-
ländischem Aktienanteil. 
 
Die Untersuchung zeige, dass der berechnete neutrale Freistellungssatz von 2,02 % nur ge-
ringfügig auf Änderungen der Kostenquote und der Rendite des Deutschlandportfolios rea-
giert, wobei steigende Kosten und Renditen zu höheren neutralen Teilfreistellungssätzen füh-
ren. Zudem wurde festgestellt, dass die Regelung zur Nichtabzugsfähigkeit von 15 % bei 
Verlusten den Versicherungsnehmer schlechter stellt als nach der alten Rechtslage, insbeson-
dere bei sehr kurzen Laufzeiten, die durch die Kosten der fondsgebundenen Lebensversiche-
rung getrieben seien, da diese noch nicht durch entsprechende Renditen erwirtschaftet wur-
den. Im Modell trat dieser Fall jedoch nur bei Laufzeiten von bis zu vier Jahren auf. Dies 
würde für eine fondsgebundene Lebensversicherung aber keine typische Laufzeit darstellen; 
auf Basis der im Untersuchungsbereich dargestellten durchschnittlichen Stornoquote von 
3,14 % pro Jahr ergebe sich, dass mehr als 88 % aller Verträge mehr als vier Jahre laufen. So-
mit stelle diese Fallvariante eher eine Ausnahme dar. 
 

3. Dividendenbesteuerung (Cum/Cum) 

Ergebnisse der Rückäußerung der Länder 

Auch die neuste Befragung zum 30. Juni 2024 hat gezeigt, dass der Regelung des § 36a EStG 
durch die obersten Finanzbehörden der Länder weiterhin eine hohe Wirksamkeit bei der Ver-
hinderung von Cum/Cum-Gestaltungen zugeschrieben wird. Für Veranlagungszeiträume 
nach Einführung der Norm wurden durch die Finanzverwaltung weiterhin keine gesicherten 
Cum/Cum-Gestaltungen gemeldet.  
Die Wirksamkeit wird bei den neuen Rückmeldungen auf einer Skala von 1-10 (1 = geringe 
Wirkung, 10 = hohe Wirkung) mit durchschnittlich 8,6 bewertet. 
Durch die Länder wird aber auch gesehen, dass die wirksame Verhinderung teilweise nur 
durch hohe gesetzliche Anforderungen möglich ist, was wiederum zu einem erhöhten admi-
nistrativen Aufwand infolge der Umsetzung der Norm führt. 
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4. EU-Rechtskonformität 

Wie im Zwischenbericht dargestellt, wurden aus Sicht der Gutachter die vor der Investment-
steuerreform gehegten unionsrechtlichen Bedenken durch das InvStG weitestgehend ausge-
räumt. Die Reform des Investmentsteuerrechts wurde als aus unionsrechtlicher Sicht gelun-
gen bezeichnet. Insbesondere entfiel mit der sowohl für in- wie ausländische Investmentfonds 
eingeführten Körperschaftsteuerpflicht eine prima facie Ungleichbehandlung, die u. a. Ge-
genstand des EuGH-Verfahrens C 537/20 (Vorlagebeschluss BFH I R 33/17) war und durch 
Folgeentscheidung vom 11. Oktober 2023 (neues Aktenzeichen I R 23/23) vom BFH endgül-
tig zu Lasten der Verwaltung entschieden wurde. Weitere Verfahren zum alten Recht, in de-
nen es um die Besteuerung von Dividenden ging (BFH I R 1/20 und 2/20), sind ebenfalls zu 
Lasten der Finanzverwaltung entschieden worden. Damit haben sich die Risiken bestätigt, die 
zu den Hauptgründen des Gesetzgebers für die Investmentsteuerreform gehörten.  
 
Das BMF geht – in Übereinstimmung mit dem oben angeführten Gutachten – davon aus, dass 
mit dem zum 1. Januar 2018 reformierten Investmentsteuergesetz eine steuerliche Gleichbe-
handlung von inländischen und ausländischen Investmentfonds sichergestellt ist. Daher sehen 
wir hinsichtlich der Besteuerung auf der Fondsebene keine EU-rechtlichen Risiken. Gleich-
wohl ist beim BZSt eine Vielzahl von Anträgen ausländischer Investmentfonds eingegangen, 
die weiterhin von einer Schlechterstellung ausländischer Investmentfonds ausgehen und eine 
Rückforderung der auf Dividenden einbehaltenen Kapitalertragsteuer verlangen. Begründet 
wird dies damit, dass zwar eine Gleichbehandlung auf Fondsebene vorliege, aber wenn man 
die Anlegerebene mit einbeziehe, würden ausländische Investmentfonds schlechter gestellt, 
weil an ihnen typischerweise im Ausland steuerlich ansässige Anleger (im Weiteren als „aus-
ländische Anleger“ bezeichnet) beteiligt seien, denen Deutschland – anders als bei im Inland 
unbeschränkt steuerpflichtigen Anlegern (im Weiteren als „inländische Anleger“ bezeichnet) 
– keine Teilfreistellung auf die Investmenterträge einräume (so auch Nagler/Niedling/Patzner 
RdF 2017, 289 (296)). Diese Argumentation der Antragsteller ist nicht nachvollziehbar, da 
das Investmentsteuerrecht von der Möglichkeit zur Einführung einer beschränkten Steuer-
pflicht für ausländische Anleger keinen Gebrauch macht und eine vollständige Steuerfreistel-
lung bei Ausschüttungen von Investmenterträgen an ausländische Anleger vorsieht. Dagegen 
wird bei inländischen Anlegern – abhängig vom Typ des Investmentfonds – lediglich ein Teil 
der Investmenterträge von der Besteuerung freigestellt. Tatsächlich gibt es damit keine 
Schlechterstellung ausländischer Anleger, sondern sogar eine Besserstellung gegenüber in-
ländischen Anlegern. 
 
Inzwischen ist ein Musterverfahren zu der Rechtslage ab 2018 beim FG Köln unter dem Az. 
6 K 1227/24 (vormals 2 K 1227/24) anhängig. Rechtlich stützt sich die Klägerin auf das 
EuGH-Urteil vom 18. Juni 2019 in der Rechtssache C-591/17, Österreich/Deutschland 
(PKW-Mauturteil). Die Steuerpflicht von Beteiligungseinnahmen nach § 6 InvStG sowie die 
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Teilfreistellung für Investmenterträge nach § 20 InvStG sei im selben Gesetz mit Art. l des 
InvStRefG vom 19. Juli 2016 eingeführt und sei am 1. Januar 2018 in Kraft getreten (§ 56 
Abs. 1 Satz 1 InvStG). Zwischen Be- und Entlastung bestehe demnach sowohl in zeitlicher 
als auch in inhaltlicher Hinsicht ein so enger Zusammenhang, dass es gerechtfertigt sei, die 
beiden Maßnahmen im Hinblick auf das Unionsrecht zusammen zu beurteilen. Da die daraus 
resultierende Belastung ausschließlich von ausländischen Anlegern in Gestalt der definitiven 
Fondskörperschaftsteuer getragen werde, könne nur eine vollständige Erstattung der abge-
führten Steuer eine Unionsrechtsverletzung vermeiden. D. h. die Klägerin meint im Ergebnis, 
dass Deutschland nur inländische Investmentfonds besteuern dürfe und alle ausländischen In-
vestmentfonds von der Besteuerung freistellen müsse.  
 
Die Argumentation der Klägerin, dass nur ausländische Anleger mit einer definitiven Fonds-
körperschaftsteuer belastet seien, ist offensichtlich unzutreffend. Inländische und ausländi-
sche Anleger eines inländischen oder ausländischen Investmentfonds werden stets in gleicher 
Höhe mit einer Fondskörperschaftsteuer belastet. Die gegenüber inländischen Anlegern ge-
währte Teilfreistellung ändert nichts an der bereits erfolgten Besteuerung auf Fondsebene, 
sondern kann nur die Steuerlast auf die verbleibenden und später an die Anleger ausgeschüt-
teten Erträge mindern. Wie bereits ausgeführt, könnte Deutschland auch die Ausschüttungen 
inländischer Investmentfonds an ausländische Anleger der beschränkten Steuerpflicht unter-
werfen. Bei Einführung einer derartigen beschränkten Steuerpflicht wäre aus EU-rechtlichen 
Gründen dann sicherlich auch die Teilfreistellung zu gewähren. Dass Deutschland auf die 
Einführung einer beschränkten Steuerpflicht verzichtet hat und logischer weise dadurch auch 
keine Teilfreistellung gewährt, stellt offenkundig keine Schlechterstellung, sondern eine Bes-
serstellung gegenüber inländischen Anlegern dar. Mithin kann kein Verstoß gegen das EU-
Recht vorliegen. 
 

5. Steuergestaltungen 

a. Maßnahmen aufgrund des Zwischenberichts 

Im Zwischenbericht wurden durch das Gutachten von Prof. Dr. Anzinger, Prof. Dr. Haslehner 
und Prof. Dr. Tappen verschiedene theoretische Gestaltungen aufgezeigt, wie das reformierte 
Investmentsteuergesetz genutzt werden könnte um ungerechtfertigte steuerliche Vorteile zu 
erlangen. Davon wurden bei den Folgenden vom BMF Handlungsbedarf gesehen: 

(1) Missbrauch der Nachweismöglichkeit in § 20 Absatz 4 InvStG 
(2) Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen 
(3) Steuerbegünstigte Anleger und Nießbrauchsgestaltungen 

 

Zu (1) – Missbrauch der Nachweismöglichkeit in § 20 Absatz 4 InvStG: 
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§ 20 Absatz 4 gewährt für den Fall, dass die Anlagebedingungen eines Investmentfonds keine 
hinreichenden Aussagen zum Überschreiten der Schwellenwerte für den Aktien- oder Immo-
bilienteil enthalten oder keine Anlagebedingungen des Investmentfonds existieren, dem Anle-
ger eine individuelle Nachweismöglichkeit. Wenn der Anleger hinreichende Nachweise vor-
legen kann, aus denen sich ergibt, dass der Investmentfonds während des gesamten 
Geschäftsjahres die Schwellenwerte überschritten hat, wird die Teilfreistellung im Rahmen 
des Veranlagungsverfahrens gewährt. 
 
Der Gutachter sieht Möglichkeiten für unangemessene Steuergestaltungen. Der Steuerpflich-
tige könne bei positiven Investmenterträgen die Nachweismöglichkeit in Anspruch nehmen 
und dann nur einen Teil der Erträge versteuern, während bei Verkauf der Investmentanteile 
im Fall eines Verlusts kein Nachweis erbracht würde, um die Verluste in voller Höhe geltend 
machen zu können. Bei betrieblichen Anlegern könnten zudem in Jahren, in denen die Invest-
mentanteile unter den Anschaffungskosten notieren, kein Nachweis erbracht werden, um in 
voller Höhe eine Teilwertabschreibung geltend machen zu können. 
 
Mit dem Jahressteuergesetz 2024 (JStG 2024) hat der Gesetzgeber auf diese mögliche Gestal-
tung reagiert. Die Ergänzung in § 20 Absatz 4 InvStG verpflichtet den Anleger, die für die 
Prüfung der Voraussetzungen einer Teilfreistellung erforderlichen Informationen für den ge-
samten Besitzzeitraum zu beschaffen und dem Finanzamt im Rahmen seiner Einkommen-  
oder Körperschaftsteuererklärung vorzulegen, wenn er Verluste von mehr als 500 Euro oder 
Teilwertabschreibungen geltend macht und zuvor die Nachweismöglichkeit für die betreffen-
den Investmentanteile ausgeübt wurde. Zudem ist eine Regelung enthalten, dass der Steuer-
pflichtige in Verlustfällen eine Steuer- oder Verlustbescheinigung seines depotführenden 
Kreditinstituts mit der Steuererklärung vorlegen muss. Dadurch sollen Verluste, die im Kapi-
talertragsteuerverfahren auf Bankenebene in unzutreffender Höhe berücksichtigt wurden, im 
Rahmen des Veranlagungsverfahrens durch das Finanzamt korrigiert werden. 
 
Eine Abschaffung der Nachweismöglichkeit als Gegenmaßnahme würde EU-rechtliche Risi-
ken auslösen. In seinem Urteil vom 9. Oktober 2014 in der Rechtssache C-326/12 („van Cas-
ter und van Caster“) hat der EuGH eine fehlende Nachweismöglichkeit auf Anlegerebene im 
Rahmen des § 6 InvStG 2004 beanstandet. Dieses EuGH-Urteil war der Grund für die Ein-
führung des bisherigen § 20 Absatz 4 InvStG. Daher wird weiter an dieser Regelung festge-
halten. Gleichzeitig wird durch die Gesetzesänderung der vom Gutachter kritisierte Spiel-
raum für unangemessene Gestaltungen wesentlich eingeschränkt. 
 

Zu (2) – Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen: 
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Investmentfonds unterliegen mit ihren inländischen Immobilienerträgen der Körperschafts-
teuer nach § 6 Absatz 2 Satz 2, Absatz 4 InvStG. Anders als bei § 21 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 4 EStG fiel die Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen mangels ausdrückli-
cher Nennung bisher nicht unter die inländischen Immobilienerträge nach § 6 Absatz 4 
InvStG. Der Gutachter hat darin Potential für Gestaltungen gesehen. Das Gutachten geht von 
der Annahme aus, dass die Einkünfte aus der Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderun-
gen nicht unter die steuerpflichtigen Einkünfte eines Investmentfonds fallen würden. Jedoch 
ist der Tatbestand unter die sonstigen inländischen Einkünfte nach § 6 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 InvStG i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 6 EStG zu subsumieren. 
§ 49 Absatz 1 Nummer 6 EStG enthält einen umfassenden Verweis auf die Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung nach § 21 EStG mit Inlandsbezug, so dass auch die Gewinne 
aus der Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen eines Investmentfonds erfasst sind. 
Der Gesetzgeber hat zur Klarstellung im JStG 2024 eine einheitliche Zuordnung aller nicht 
gewerblichen Immobilieneinkünfte zu einem Tatbestand vorgenommen und in § 6 Absatz 4 
Nummer 3 InvStG einen Verweis auf Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung nach § 49 
Absatz 1 Nummer 6 EStG aufgenommen. Somit fallen neben der Veräußerung von Miet- und 
Pachtzinsforderungen auch die Einkünfte aus der Vermietung und Verpachtung von Sachin-
begriffen oder aus der zeitlich begrenzten Überlassung von Rechten unter diese Nummer.  
 

Zu (3) – Steuerbegünstigte Anleger und Nießbrauchs-Gestaltungen: 

In dem Gutachten wurde weiter die Gefahr gesehen, dass die Steuerbefreiungen in § 8 InvStG 
(an einem Investmentfonds sind einzelne steuerbegünstige Anleger beteiligt) und in  
§ 10 InvStG (an einem Investmentfonds oder an einer Anteilsklasse sind ausschließlich steu-
erbegünstigte Anleger beteiligt) durch Nießbrauchs-Gestaltungen ausgenutzt werden könnten. 
Die Gestaltung könnte darauf basieren, dass der steuerbegünstigte Anleger seine Steuerbe-
freiung gegen Entgelt einer anderen steuerpflichtigen Person zur Verfügung stellt, ohne je-
doch das wirtschaftliche Eigentum (§ 39 Absatz 2 Nummer 1 Satz 1 AO) an den Investmen-
tanteilen auf den Nießbraucher zu übertragen. Sofern das wirtschaftliche Eigentum im 
Rahmen einer Nießbrauchsgestaltung übertragen wird, schließt bereits die ursprüngliche Re-
gelung in § 8 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 InvStG eine Steuerbefreiung aus. 
 
Denkbar wäre eine Gestaltung, bei der der steuerbegünstige Anleger die Investmentanteile 
(ggf. durch Finanzierung durch die steuerpflichtige Person) erwirbt und dann die Investmen-
terträge durch die Einräumung eines Nießbrauchs auf die steuerpflichtige Person überträgt. 
Sofern das wirtschaftliche Eigentum dem steuerbegünstigten Anleger zuzurechnen wäre, 
könnten ihm die Investmenterträge steuerbefreit zufließen. Wem nach § 39 Absatz 2 Num-
mer 1 AO das wirtschaftliche Eigentum an Vermögensgegenständen zuzurechnen ist, hängt 
von den Umständen des Einzelfalls ab. In den beschriebenen Gestaltungsfällen ist die Wahr-
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scheinlichkeit hoch, dass die Umstände eher für einen Übergang des wirtschaftlichen Eigen-
tums auf die steuerpflichtige andere Person sprechen, so dass die Steuerbefreiung versagt 
würde und das wirtschaftliche Ziel der Gestaltung nicht erreicht wird. Zudem könnte ein Ge-
staltungsmissbrauch im Sinne des § 42 AO vorliegen, was ebenfalls zu einer Nichtanerken-
nung führen würde.  
 
Tatsächlich sind bislang auch noch keine derartigen Gestaltungen der Finanzverwaltung be-
kannt geworden. Gleichwohl wollte der Gesetzgeber bestehende Restrisiken ausschließen und 
hat im JStG 2024 in § 8 Absatz 4 Satz 2 InvStG und § 10 Absatz 6 InvStG Regelungen auf-
genommen, die eine Steuerbefreiung ausschließen, wenn ein steuerbegünstigter Anleger die 
Investmenterträge durch Nießbrauch oder durch eine ähnliche Gestaltung auf eine andere 
Person überträgt. 
 

b. Erkenntnisse aus Mitteilungen zu grenzüberschreitenden Steuergestaltungen 

Um Steuervermeidung durch grenzüberschreitende Steuergestaltungen aufzudecken und ab-
zustellen, sind Steuerpflichtige seit dem 1. Juli 2020 europaweit verpflichtet, grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen den Finanzbehörden mitzuteilen. Eingeführt wurde diese Mit-
teilungspflicht durch die Richtlinie (EU) 2018/822 vom 25. Mai 2018 zur Änderung der EU-
Amtshilferichtlinie, die mit Gesetz vom 21. Dezember 2019 in nationales Recht umgesetzt 
wurde. Zwischen den EU-Mitgliedstaaten werden Informationen über die jeweils gemeldeten 
Gestaltungen automatisch ausgetauscht. 
 
Die von den jeweiligen Steuerpflichtigen (bzw. Intermediären) mitgeteilten grenzüberschrei-
tenden Steuergestaltungen sowie die Ergebnisse der Auswertung durch das Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) werden den jeweils zuständigen Finanzbehörden zur Verfügung gestellt. 
Diese können im Rahmen des Veranlagungsverfahrens oder im Rahmen einer Außenprüfung 
die tatsächliche Umsetzung einer mitgeteilten Steuergestaltung überprüfen. 
 
Die Mitteilungspflicht ist ein wichtiges Instrument, um vom Gesetzgeber unerwünschte Steu-
ervermeidung zu identifizieren und zum Schutz des deutschen Steuersubstrats abzustellen; sie 
ermöglicht es dem Gesetzgeber zeitnah auf planwidrige Lücken in den Steuergesetzen zu rea-
gieren. Es wurden in den vergangenen Jahren mehrere Gestaltungen zum Anlass genommen, 
gesetzliche Änderungen vorzunehmen. So enthielten das Gesetz zur Stärkung von Wachs-
tumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) und das JStG 2024 jeweils Änderungen, die auf die Mitteilung 
grenzüberschreitender Steuergestaltungen zurückzuführen sind.  
 
Folgende Änderungen hat der Gesetzgeber u. a. auf Grund der Mitteilungspflicht im InvStG 
vorgenommen: 
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(1) Ausschluss der Immobilienteilfreistellung bei fehlender Vorbelastung (§ 2 Absatz 9a  
InvStG) 

Nach dieser Regelung im Wachstumschancengesetz wird die Immobilienteilfreistellung bei 
Erträgen aus einem Investmentfonds ausgeschlossen, wenn es aufgrund von Steuerbefrei-
ungsvorschriften zu keiner oder nur einer geringen Steuervorbelastung auf Fondsebene 
kommt. Anlass waren Mitteilungen, dass deutsche Investmentfonds über einen bestimmten 
Typus einer finnischen Immobilien-Gesellschaft in finnische Immobilien investieren und da-
bei in vollem Umfang eine Besteuerung vermeiden können. In der Anhörung zum Gesetzge-
bungsverfahren ließ sich aus den Verbändestellungnahmen entnehmen, dass es sich hierbei 
nicht nur um wenige Einzelfälle handelt, sondern dass auch Gestaltungen in anderen Staaten 
betroffen sind.  
 
Die Regelung des § 2 Absatz 9a InvStG schließt eine Berücksichtigung von Immobilien für 
die Zwecke der Immobilienfondsquote und der Auslands-Immobilienfondsquote aus, wenn 
die Einkünfte aus der Vermietung oder Verpachtung der Immobilie oder deren Veräußerung 
auf Ebene des Investmentfonds keiner Besteuerung unterliegen oder zu mehr als 50 % von 
der Besteuerung befreit werden. Die Immobilie gilt demnach als sonstiger Vermögensgegen-
stand, der nicht zu einer Teilfreistellung auf der Anlegerebene berechtigt. Ebenfalls bleiben 
unmittelbar oder mittelbar über Personengesellschaften gehaltene Beteiligungen an Immobi-
lien-Gesellschaften und Auslands-Immobiliengesellschaften für die Zwecke der Immobilien-
fondsquote und der Auslands-Immobilienfondsquote unberücksichtigt, wenn die Einkünfte 
der Immobilien-Gesellschaft oder der Auslands-Immobiliengesellschaft aus der Vermietung 
oder Verpachtung oder aus der Veräußerung von Immobilien zu mehr als 50 % von der Be-
steuerung befreit sind. 
 

(2) Ausschluss der Abkommensfreistellung bei fehlender Vorbelastung (§ 43 Absatz 1 Satz 2  
InvStG) 

§ 43 InvStG sieht vor, dass die eigentlich nur einem Spezial-Investmentfonds zustehenden 
Rechte aus einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung unter bestimmten Vo-
raussetzungen an die Anleger eines Spezial-Investmentfonds weitergereicht werden dürfen. 
Danach können insbesondere Einkünfte aus der Vermietung oder Verpachtung oder aus der 
Veräußerung von ausländischen Immobilien von der Besteuerung freigestellt werden. Der 
Gesetzgeber hat im Wachstumschancengesetz die Steuerfreistellung ausgeschlossen, wenn es 
aufgrund von ausländischen Steuerbefreiungsvorschriften zu keiner Steuervorbelastung im 
Ausland kommt. Anlass waren ebenfalls die unter (1) angeführten Mitteilungen zu Gestaltun-
gen mit in Finnland belegenen Immobilien. 
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(3) Steuerpflicht für Veräußerungen von Beteiligungen an Immobiliengesellschaften mit über-

wiegend inländischem Grundbesitz (§ 6 Absatz 5 InvStG) 

Im Rahmen des Mitteilungsverfahrens wurden Fälle bekannt, in denen inländische und aus-
ländische Anleger über eine luxemburgische Fondsstruktur in eine inländische GmbH mit 
überwiegendem inländischen Immobilienbesitz investiert haben. Bei dieser Gestaltung 
konnte eine Besteuerung der Wertsteigerung der inländischen Immobilien durch Veräußerung 
des „GmbH-Mantels“ vermieden werden. Um diese Fälle für die Zukunft auszuschließen, hat 
der Gesetzgeber die Körperschaftsteuerpflicht von Investmentfonds mit dem Wachstums-
chancengesetz so erweitert, dass auch Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer 
Kapitalgesellschaft erfasst werden, wenn das Vermögen der Kapitalgesellschaft zu mehr als 
50 % auf inländischem unbeweglichem Vermögen beruht. Die Regelung gilt sowohl für Ka-
pitalgesellschaften mit Sitz oder Geschäftsleitung im Inland als auch für ausländische Kapi-
talgesellschaften. 
 

(4) Wegzugsbesteuerung bei Anteilen an Investmentfonds (§ 19 Absatz 3 InvStG) 

Durch das Mitteilungsverfahren und im Rahmen von verbindlichen Auskünften wurden Fall-
gestaltungen gemeldet, in denen die in § 6 AStG geregelte Wegzugsbesteuerung durch die 
Einlage von Beteiligungen an Unternehmen in einen Investmentfonds umgangen werden 
sollte. Nach § 6 AStG werden bei einem Wegzug ins Ausland die Wertsteigerungen bei min-
destens 1-prozentigen Beteiligungen an Kapitalgesellschaften besteuert.  
 
Mit dem JStG 2024 hat der Gesetzgeber die Regelungen zur Wegzugsbesteuerung aus dem 
Außensteuergesetz auf Anteile an Investmentfonds übertragen. Dadurch gelten Investmentan-
teile als veräußert, wenn die unbeschränkte Steuerpflicht aufgrund der Aufgabe des Wohnsit-
zes oder gewöhnlichen Aufenthalts im Inland endet, die Investmentanteile unentgeltlich auf 
eine nicht unbeschränkt steuerpflichtige Person übertragen werden, oder wenn das Besteue-
rungsrecht der Bundesrepublik Deutschland aus sonstigen Gründen beschränkt oder ausge-
schlossen wird. Bei Verwirklichung dieser Tatbestände kommt es zu einer Besteuerung des 
Wertzuwachses. Es sollen jedoch nur gewichtige Fälle ausgegriffen werden, weshalb der Tat-
bestand lediglich erfüllt ist, wenn der Anleger eine Beteilung von mindestens 1 % am Invest-
mentfonds hält oder die Anschaffungskosten der Anteile an einem Investmentfonds 500.000 
Euro betragen haben. 
 

(5) Wegzugbesteuerung bei Anteilen an Spezial-Investmentfonds (§ 49 Absatz 5 InvStG) 

Mit dem JStG 2024 wurden die Regelungen zur Wegzugsbesteuerung auch auf Spezial-In-
vestmentanteile übertragen. Erfasst werden nur Spezial-Investmentanteile, die von natürli-
chen Personen im Privatvermögen gehalten werden. Dies stellt einen Ausnahmefall dar, denn 
natürliche Personen, die ihre Spezial-Investmentanteile im Privatvermögen halten, dürfen nur 
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noch übergangsweise oder wenn dies aufsichtsrechtlich erforderlich ist, an Spezial-Invest-
mentfonds beteiligt sein. 
 
Anders als bei den Beteiligungen an Investmentfonds sind hier keine Schwellenwerte für die 
Anwendung der Wegzugsbesteuerung vorgesehen, da bei Beteiligungen an Spezial-Invest-
mentfonds generell von gewichtigen Fällen auszugehen und aufgrund der Begrenzung auf 
maximal 100 Anleger zumindest ein faktischer Einfluss der Anleger auf die Geschäftstätig-
keit des Spezial-Investmentfonds zu unterstellen ist. 
 

c. Befragung der Länder zu Steuergestaltungen 

Bei der Befragung der Länder und des BZSt entsprechen die Fragestellungen denen der Vor-
befragungen. Nachfolgend sind die Fragen aufgelistet und lediglich neue Anmerkungen im 
Vergleich zum Zwischenbericht aufgenommen. Vorweg lässt sich feststellen, dass es bislang 
nur in sehr geringem Umfang Erkenntnisse zu neuen Steuergestaltungen gibt. Diese be-
schränken sich im Wesentlichen auf neuartige GmbH-Investmentfonds. Die Erkenntnisse 
deuten darauf hin, dass vermögende Steuerpflichtige die GmbH-Investmentfonds zur tempo-
rären Abschirmung gegen die Abgeltungsteuer einsetzen, da bei einer Nichtausschüttung von 
Erträgen nur die sog. Vorabpauschale zu versteuern ist und im Übrigen die Erträge auf 
Fondsebene steuerfrei thesauriert werden können.  
 
Hinsichtlich bekannter und im Investmentsteuerreformgesetz mit Abwehrmaßnahmen adres-
sierten Steuergestaltungen liegen den Ländern – mit einer Ausnahme – keine Hinweise vor, 
die auf eine Fortführung hindeuten. Die Ausnahme betrifft die sog. Kopplungsgeschäfte. Da-
mit sind Geschäfte gemeint, mit denen steuerfreie Aktiengewinne und zugleich steuerwirk-
same Verluste aus Termingeschäften erzeugt werden sollen. Hier gibt es Anzeichen, dass die 
Abwehrmaßnahme in § 39 Absatz 3 InvStG eventuell nicht alle Varianten verhindert.  
 
Zu den beiden genannten Gestaltungen dauern die Erörterungen auf Bund-Länder-Ebene an.  
 
Nachfolgend werden die Fragen an die Länder aufgelistet und deren Antworten zusammenge-
fasst dargestellt.  
 

• Wie beurteilen Sie die Regelung in § 36 Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz InvStG 
im Hinblick auf ihre Wirksamkeit und ihre Administrierbarkeit? 

Auswertung der Antworten:  

Keine neuen Erkenntnisse. 
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• Reichen die Regelungen des § 39 Absatz 3 InvStG aus, um Kopplungsgeschäfte bei Spe-
zial-Investmentfonds auszuschließen oder werden nach Ihren Erkenntnissen weiterhin die 
oben beschriebenen Kopplungsgeschäfte von Spezial-Investmentfonds durchgeführt? 
Falls Sie der Auffassung sind, dass § 39 Absatz 3 InvStG nicht ausreicht, welche weiteren 
gesetzgeberischen Maßnahmen kämen zur Gestaltungsverhinderung in Betracht? 

Auswertung der Antworten:  

Ein Land hat einen Fall gemeldet, in dem ein ähnlicher Effekt wie bei Kopplungsgeschäften 
erzielt wurde, der möglicherweise nicht von § 39 Absatz 3 InvStG erfasst wird. Die Erörte-
rungen hierzu dauern noch an. Im Übrigen sind keine Hinweise auf die Fortführung von 
Kopplungsgeschäften oder für vergleichbare Sachverhalte mitgeteilt worden. 
 

• Hat sich aus Ihrer Sicht die Abschaffung des Ertragsausgleichs und die Einführung 
der besitzzeitanteiligen Zurechnung von Erträgen bewährt? Falls nein, welche gesetz-
geberischen Alternativen sehen Sie? 

Auswertung der Antworten:  

Es wird ausgeführt, dass die Abschaffung zwar Gestaltungen verhindern würde, es sich aber 
auch zusätzliche Herausforderungen für die Außenprüfung ergeben: 

– 

– 

– 

Aufgrund des Umfangs der Feststellungserklärungen und der eingereichten Anla-
gen entsteht ein erhöhter Zeitaufwand beim Sichten der Unterlagen und bei der 
Prüfungsvorbereitung.  

Die Fonds-Buchführung ist wesentlich komplexer geworden. 

Bei Fallabschluss sind wesentlich mehr Besteuerungsgrundlagen zu berechnen als 
bisher, damit die Feststellungen in den Veranlagungsbezirken umgesetzt werden 
könnten. Der Aufwand wachse zudem mit jedem zusätzlichen Anleger. 

Zudem sei der Aufwand auch seitens der KVG durch die Abschaffung deutlich gestiegen. Es 
bestehe zudem die Gefahr von systemischen Fehlern in der anlegerindividuellen Zurechnung 
durch die KVG, die sich erst verzögert als materiell-rechtlich falsch herausstellen würden und 
zu Steuerausfällen führen könnten. 

Als denkbare Lösung wurde in einer Rückmeldung vorgeschlagen, den Ertragsausgleich im 
InvStG wieder zuzulassen und die bekannten Gestaltungen gesetzgeberisch zu unterbinden. 
Genau diese Sichtweise wird jedoch von anderen Rückmeldungen ausgeschlossen. 

 

• Haben sich aus Ihrer Sicht die Regelungen in § 16 Absatz 4 und § 34 Absatz 3 Satz 2  
InvStG bewährt? Bestehen nach Ihren Erkenntnissen weiterhin Möglichkeiten zur 
zweckwidrigen Ausnutzung von Abkommensvorteilen durch Investmentfonds oder 
Spezial-Investmentfonds?  
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Auswertung der Antworten:  

Keine neuen Erkenntnisse. 

 

• Reichen die Regelungen in § 36 Absatz 5 InvStG aus, um dauerhafte oder sehr lang-
fristige Steuerstundungen auszuschließen? Mit welchen Rechtsänderungen könnte 
eine zeitnähere Besteuerung sichergestellt werden? 

Auswertung der Antworten: 

Die Thesaurierungszeit von 15 Jahren wird als „langfristig“ betrachtet und sorgt zudem für 
einen hohen administrativen Aufwand. Durch eine reine Verkürzung des Thesaurierungszeit-
raums würde der administrative Aufwand jedoch nicht deutlich reduziert, da die Fehleranfäl-
ligkeit bei der Ermittlung der steuerfrei thesaurierbaren Kapitalerträge durch die weiterhin 
notwendige Fortschreibung der Erträge und Verluste unter Berücksichtigung von Ausschüt-
tungen oder Anteilsrückgaben zwar zeitlich verkürzt, aber ansonsten unverändert bestehen 
bleiben würde. Vorgetragen wurde jedoch die Möglichkeit, die Regelung des § 36 Absatz 5 
InvStG durch eine pauschale Besteuerung von z. B. 15 % der Erträge, die zum Ende des Ge-
schäftsjahres des Spezial-Investmentfonds bislang steuerfrei thesaurierbar waren, zu ersetzen. 

Ein anderer Weg, die aufwändige Dokumentation zu vereinfachen, sieht vor, dass nach Ab-
lauf von 15 Geschäftsjahren stets 1/15 des gesamten Bestandes der thesaurierten Erträge als 
ausschüttungsgleiche Erträge dem Anleger zufließt. Dies würde eine Vereinfachung darstel-
len, da nicht parallel 15 Zeitreihen berechnet werden müssten und es nach 15 Jahren zu einer 
kontinuierlichen Versteuerung der bisher steuerfrei thesaurierten Erträge käme. 

Ein Land schlägt zudem vor, einen Anreiz für eine Verkürzung der Thesaurierungsdauer zu 
schaffen, in Form einer nachgelagerten Verzinsung der Thesaurierungsbeträge. 

 

• Haben sich aus Ihrer Sicht die Regelungen zur Zinsschranke in § 46 InvStG und ins-
besondere die Gegenrechnung von Zinsaufwendungen nach § 46 Absatz 2 Nummer 3 
und 4 InvStG bewährt? Bestehen Möglichkeiten zur Umgehung der Zinsschranke mit 
Hilfe von Spezial-Investmentfonds? 

Auswertung der Antworten:  

Keine neuen Erkenntnisse. 

 

• Sind neuen Steuersparmodelle aufgetreten, die die ab dem 1. Januar 2018 geltenden 
Besteuerungsregelungen für Investmentfonds ausnutzen und wenn ja, welche? Bieten 
die Besteuerungsregelungen für Investmentfonds noch Ansatzpunkte für Steuerspar-
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modelle und wenn ja, welche? Wie könnten etwaige neue Steuersparmodelle oder An-
satzpunkte für Steuersparmodelle bei Investmentfonds wirksam ausgeschlossen wer-
den? 

Auswertung der Antworten: 

GmbH-Investmentfonds 
Mehrere Länder haben – nicht nur im Rahmen der Evaluationsbefragungen – auf Probleme 
mit neuartigen sog. GmbH-Investmentfonds hingewiesen. Das bis Ende 2017 geltende Invest-
mentsteuergesetz sah in § 1 Absatz 1f InvStG 2004 vor, dass inländische Investmentfonds nur 
als Sondervermögen, Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder als of-
fene Investmentkommanditgesellschaft aufgelegt werden können (sog. Rechtsformzwang). 
Im Zuge der Reform hielt man den steuerlichen Rechtsformzwang für entbehrlich, zumal das 
Investment-Aufsichtsrecht (= Kapitalanlagegesetzbuch) ebenfalls grundsätzlich einen Rechts-
formzwang vorsieht. In der Praxis hat sich herausgestellt, dass die GmbH-Investmentfonds so 
aufgelegt werden, dass sie entweder aus dem Anwendungsbereich des Aufsichtsrechts her-
ausfallen oder bestimmte Schwellenwerte in § 2 Absatz 4 KAGB nicht überschreiten und 
dadurch nur in sehr eingeschränktem Umfang einer Aufsicht und keinem Rechtsformzwang 
unterliegen.  
 
Die Erkenntnisse der Länder deuten darauf hin, dass die GmbH-Investmentfonds insbeson-
dere dazu eingesetzt werden, einzelne vermögende Anleger vor der Abgeltungsteuer abzu-
schirmen. D.h. die auf Fondsebene angefallenen Erträge z. B. aus der Veräußerung von Ak-
tien und anderen Wertpapieren, Zinsen sowie Dividenden können grundsätzlich steuerfrei auf 
Fondsebene thesauriert werden und sind erst bei Ausschüttung vom Anleger zu versteuern. 
Wenn der Investmentfonds nichts oder nur wenig ausschüttet, hat der Anleger die Vorabpau-
schale nach § 18 InvStG also eine Art Mindestertrag zu versteuern. Die Höhe der Vorabpau-
schale bestimmt sich anhand eines Basiszinssatzes, der von der Bundesbank ermittelt wird 
und sich nach der Rendite der 15-jährigen Bundesanleihen richtet. 
 
Jahr Basiszinssatz 
2018 0,87 % 
2019 0,52 % 
2020 0,07 % 
2021 -0,45 % 
2022 -0,05 % 
2023 2,55 % 
2024 2,29 % 
2025 2,53 % 
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Von diesem Basiszins wird – zur Berücksichtigung von Verwaltungskosten eines Investment-
fonds – ein Abschlag von 30 % gemacht. Um die Vorabpauschale zu ermitteln, wird der um 
30 % gekürzte Basiszins mit dem Wert des Investmentanteils am Jahresanfang multipliziert. 
D. h. für das Jahr 2025 würde bei einem Investmentanteil mit einem Wert von 100 € am Jah-
resanfang eine Vorabpauschale von 100 * (2,53 % * 0,7) = 1,77 € anfallen. Darauf würde 
dann 25 % Abgeltungsteuer = 0,44 € erhoben. 
 
Wenn man berücksichtigt, dass insbesondere bei Aktienanlagen häufig deutlich höhere Er-
träge als die Vorabpauschale erzielt werden, kann die Nutzung eines GmbH-Investmentfonds 
zur Abschirmung gegen die Abgeltungsteuer attraktiv sein. Dagegen sind bei einem „norma-
len“ Investmentfonds, der in vollem Umfang dem Aufsichtsrecht unterliegt und grundsätzlich 
von einer externen Kapitalverwaltungsgesellschaft verwaltet wird, die Kosten für die Auflage 
und die Aministration des Investmentfonds so hoch, dass sich das für einen Anleger oder eine 
kleine Anzahl von Anlegern nicht lohnen würde.  
 
Die Länder weisen darauf hin, dass sich bei den GmbH-Investmentfonds noch weitere Fragen 
stellen. Bei GmbH-Investmentfonds würde regelmäßig kein Rücknahmepreis ermittelt, so 
dass eine Berechnungskomponente für die Vorabpauschale fehle. Ersatzweise müsste hier 
eine Wertermittlung für die Anteile an den GmbH-Investmentfonds (Börsen- oder Markt-
preis) erfolgen oder eine Schätzung durch das Finanzamt vorgenommen werden. Mitunter 
würde von den GmbH-Investmentfonds die Rechtsauffassung vertreten, dass keine Vorab-
pauschale anfallen könne, wenn kein Rücknahmepreis ermittelt wird. Zudem müsse der 
Wechsel einer GmbH ins InvStG durch entsprechende Übergangsregelungen geregelt wer-
den.  
 
Um Gestaltungen und Besteuerungslücken zu verhindern, regen die Länder eine Wiederein-
führung eines steuergesetzlichen Rechtsformzwangs an. Diese oder andere Lösungsmöglich-
keiten zur Verhinderung solcher Gestaltungen werden vom BMF grundsätzlich unterstützt. 
 
Die Erörterungen zwischen BMF und den Ländern zu den GmbH-Investmentfonds sind noch 
nicht abgeschlossen. Eine der Herausforderungen dabei ist es, angemessene Besteuerungsre-
gelungen für die Fälle zu schaffen, in denen der Sitz von GmbH-Investmentfonds ins Ausland 
verlegt wird oder in denen gleichartige Investmentfonds im Ausland aufgelegt werden.  
 
Nachweismöglichkeit für Teilfreistellungssatz nach § 20 Absatz 4 InvStG 
Ein Land fordert die Abschaffung der Nachweismöglichkeit des Anlegers zur Teilfreistellung 
nach § 20 Absatz 4 InvStG, da die Norm zu Steuergestaltungen genutzt werden könne und 
die praktische Umsetzung sehr aufwändig sei.  
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Das BMF lehnt eine Abschaffung ab, da diese aus EU-rechtlichen Gründen erforderlich ist. 
Außerdem wurden Gestaltungsspielräume durch ergänzende gesetzliche Regelungen wesent-
lich eingeschränkt. Siehe zu weitergehenden Erläuterungen II. 5. a. (1).  
 

• Sind neue Steuersparmodelle aufgetreten, die die ab dem 1. Januar 2018 geltenden 
Besteuerungsregelungen für Spezial-Investmentfonds ausnutzen und wenn ja, welche? 
Bieten die Besteuerungsregelungen für Spezial-Investmentfonds noch Ansatzpunkte 
für Steuersparmodelle und wenn ja, welche? Wie könnten etwaige neuen Steuerspar-
modelle oder Ansatzpunkte für Steuersparmodelle bei Spezial-Investmentfonds wirk-
sam ausgeschlossen werden? 

Auswertung der Antworten:  

Keine neuen Erkenntnisse. 
 

• Mit welchen Rechtsänderungen außerhalb des Investmentsteuergesetzes (z. B. im Ka-
pitalertragsteuerrecht) könnten etwaige Steuersparmodelle bei Investmentfonds oder 
Spezial-Investmentfonds verhindert oder eventuell vorhandene Gestaltungsmöglich-
keiten reduziert werden? 

Auswertung der Antworten:  

Keine neuen Erkenntnisse. 
 

6. Steuervereinfachung 

a. Befragung von Ländern zur Steuervereinfachung 

Auch hier waren die Fragen inhaltsgleich mit der letzten Befragung der Länder und des BZSt. 
Es werden hier lediglich ausgewählt neue Erkenntnisse dargestellt. 

(1) Investmentfonds (Vereinfachung) 

• Wie beurteilen Sie die Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens für Investmentfonds in 
Bezug auf die steuerlichen Rechte und Pflichten des Investmentfonds durch die Invest-
mentsteuerreform? Geben Sie hierzu bitte eine Bewertung in Form einer Zahl zwischen 1 
und 10 ab (1 = geringe Vereinfachung, 10 = hohe Vereinfachung) und erläutern Sie bitte 
Ihre Bewertung in Textform.  

Auswertung der Antworten: 
Die dritte Befragung ergab eine durchschnittliche Bewertung von 8,5, wobei auch hier zu be-
achten ist, dass nicht alle Länder erneut zu allen Fragen geantwortet haben. 
Die gesehene Vereinfachung bezieht sich dabei besonders auf den Bereich der Investment-
fonds (Kapitel-2-Fonds). Die Investmentfonds bzw. deren gesetzliche Vertreter stellen den 
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Depotbanken über Finanzinformationsdienstleister wie WM-Datenservice die für die Besteu-
erung der Anleger notwendigen Daten/Besteuerungsgrundlagen zur Verfügung. Durch den 
Wegfall der Pflicht zur Abgabe der vorher verpflichtenden Feststellungserklärungen ergibt 
sich auf Seiten der Kapitalverwaltungsgesellschaften, aber auch auf Ebene der Finanzverwal-
tung, eine erhebliche Arbeitsvereinfachung. 
Ein Land führt an, dass die Feststellungserklärung für Immobilien-Investmentfonds zwar 
auch entfallen sei, die Bearbeitung der Körperschaftsteuererklärung für die inländischen lau-
fenden Mieterträge sowie für Immobilien-Veräußerungsgewinne aber häufig einen hohen Er-
mittlungsaufwand erfordere. Insbesondere bei steuerbefreiten Immobilienerträgen (vgl. § 8 
Absatz 2 i. V. m. Absatz 3 Satz 2 InvStG) sei die Ermittlung erschwert aufgrund der Nach-
weiserbringung steuerbefreiter Anleger über ihren steuerbefreiten Status bzw. die damit ein-
hergehende zeitaufwändige Prüfung. Hier wird die Vereinfachung für Immobilienfonds nur 
mit einer 3 bewertet. 
 

• Welches sind aus Ihrer Sicht die drei mit dem größten administrativen Aufwand verbun-
dene Prozessschritte bei der Verifikation im neugestalteten Verfahren der Investmentbe-
steuerung? 

Auswertung der Antworten: 
Bei den folgenden Prozessen wird der größte administrative Aufwand gesehen: 

– 

– 
– 

– 

– 

Ausstellung und Rückforderung von Statusbescheinigungen (§ 7 Absatz 4 In-
vStG), insbesondere bei geballter Antragstellung aufgrund des für Investment-
fonds häufig übereinstimmenden Ablaufdatums (Massenverfahren). 
Ausstellung von Ansässigkeitsbescheinigungen. 
Prüfung der Voraussetzungen für die Qualifikation als Investmentfonds in beson-
deren Zweifelsfällen (z. B. Investmentfonds in der Rechtsform einer GmbH). 
Klassifizierung des Investmentfonds als Aktienfonds, Mischfonds, Immobilien-
fonds oder Auslands-Immobilienfonds in den jeweiligen Anlagebedingungen des 
Investmentfonds. 
Änderungen bei Körperschaftsteuerfestsetzungen von Investmentfonds mit Immo-
bilienerträgen durch geänderte oder später bekanntgewordene Besteuerungsgrund-
lagen aus Ziel-Investmentfonds und/oder Immobilien-Gesellschaften. 

 

• Mit welchen gesetzlichen Änderungen und / oder Änderungen von Verwaltungsregelun-
gen könnte das Besteuerungsverfahren für die Investmentfonds hinsichtlich deren steuer-
lichen Rechte und Pflichten weiter vereinfacht werden, ohne dass dies zu erheblichen 
Steuermindereinnahmen führen würde?  

Auswertung der Antworten:  
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Die Antworten hier stimmen zum Teil mit den Antworten bei anderen Fragenstellungen über-
ein, sodass hier auf weitreichende Ausführungen verzichtet wird. 
Genannt wurden u. a. die Einführung eines Rechtformzwangs und die Streichung der Nach-
weismöglichkeit für die Teilfreistellungsvoraussetzungen in § 20 Absatz 4 InvStG. 
Zudem wurde vorgeschlagen, die Gültigkeitsdauer von Statusbescheinigungen zu verlängern. 
 

(2) Anleger von Investmentfonds (Vereinfachung)  

• Wie beurteilen Sie die Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens für die Anleger von In-
vestmentfonds durch die Investmentsteuerreform? Geben Sie hierzu bitte eine Bewertung 
in Form einer Zahl zwischen 1 und 10 ab (1 = geringe Vereinfachung, 10 = hohe Verein-
fachung) und erläutern Sie bitte Ihre Bewertung in Textform.  

Auswertung der Antworten: 

Das Ausmaß der erreichten Vereinfachung hänge von den individuellen Verhältnissen des 
Anlegers ab. Insgesamt wird einheitlich eine Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens für 
den Anleger gesehen. Aus den Rückmeldungen zur 3. Befragung ergab sich eine Bewertung 
von 7,5. 
Die Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens nach dem neuen InvStG betreffe insbeson-
dere Privatanleger mit inländischem Depot. Problematisch wurde dagegen u. a. die Überlei-
tung in die Anlage KAP-INV von auslandsverwahrten Investmentfondsanteilen gesehen. Pra-
xiserfahrungen zeigten, dass bei langjähriger Auslandsverwahrung im Rahmen der 
Geltendmachung der besitzzeitanteiligen Vorabpauschalen ein erheblicher Nachweis- bzw. 
Ermittlungsaufwand bestehe.  
Zudem führt ein Land an, dass es im Rahmen der Übergangvorschrift des § 56 InvStG zu ei-
nem erheblichen administrativen Aufwand in der Überprüfung der Fortführung der fiktiven 
Veräußerungsgewinne auf Ebene der betrieblichen Anleger komme. Der fiktive Veräuße-
rungsgewinn werde einmalig für betriebliche Anleger nach § 56 Absatz 5 InvStG auf Ebene 
des Anlegers festgestellt und ist in den Steuerbilanzen in nach dem 31. Dezember 2017 en-
denden Wirtschaftsjahren in entsprechenden Rücklagen nach § 56 InvStG abzubilden. Die 
Besteuerung des fiktiven Veräußerungsgewinns erfolge bei tatsächlicher Veräußerung/Rück-
gabe der Anteile. Bei anteiligen Veräußerungen/Rückgaben seien die Rücklagen entspre-
chend aufzulösen. 

 

• Mit welchen gesetzlichen Änderungen und / oder Änderungen von Verwaltungsregelun-
gen könnte das Besteuerungsverfahren für die Anleger von Investmentfonds weiter ver-
einfacht werden, ohne dass dies zu erheblichen Steuermindereinnahmen führen würde? 

Auswertung der Antworten: 
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Ein Land würde im Wegfall der Vorabpauschale auf Anlegerseite eine zusätzliche Vereinfa-
chung sehen, wenn im Zeitpunkt der Veräußerung der Anteile eine Versteuerung der reali-
sierten – und in diesem Zeitpunkt auch erst zugeflossenen – Gewinne erfolge, ohne dass die 
Anrechnung von bereits versteuerten Vorabpauschalen zu prüfen sei. 
Ein weiterer Vereinfachungsvorschlag sieht die Möglichkeit zu einer vorzeitigen Besteuerung 
bei der Übergangsregelung nach § 56 InvStG vor, d. h. ohne tatsächliche Veräußerung/Rück-
gabe von Investmentanteilen. Die Besteuerung des fiktiven Veräußerungsgewinns könne ein-
malig oder gestaffelt über einen Zeitraum von z. B. 5 Jahren erfolgen. Das Land sieht darin 
wesentliche Vorteile für den Anleger, die Verwaltung und den Entrichtungspflichtigen aus 
folgendem Grund: 

– 

– 

– 

kein weiteres Vorhalten und keine Überprüfung der Nachweise für eine bereits er-
folgte Besteuerung der Erträge aus ausländischen Investmentfonds (§7 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 InvStG a. F.) in der Zukunft (nach bisheriger Rechtslage könnte 
dies über die Rechtsnachfolge unendlich fortgeführt werden), 
Verringerung des administrativen Aufwands im Kapitalertragsteuerabzugsverfah-
ren, und 
Wegfall der Fortführung und Überprüfung der Rücklagen nach § 56 Absatz 2 und 
Absatz 3 InvStG bei betrieblichen Anlegern. 

 
Zudem wurde vorgeschlagen einen einheitlichen Teilfreistellungssatz für z. B. Aktien- und 
Mischfonds einzuführen. 
 

(3) Entrichtungspflichtige (Vereinfachung) 

• Wie beurteilen Sie die Auswirkungen der Investmentsteuerreform auf die Aufgaben der 
Entrichtungspflichtigen im Steuerabzugsverfahren gegenüber Investmentfonds und gegen-
über deren Anleger?  

Auswertung der Antworten: 

Keine neuen Erkenntnisse. 
 

• Mit welchen gesetzlichen Änderungen und / oder Änderungen von Verwaltungsregelun-
gen könnte das Steuerabzugsverfahren für Entrichtungspflichtige vereinfacht oder admi-
nistrativ erleichtert werden?   

Auswertung der Antworten: 

Keine neuen Erkenntnisse. 
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(4) Vorabpauschale (Vereinfachung) 

• Die Höhe der Vorabpauschale wird derzeit anhand eines Basiszinses ermittelt, der sich 
nach der langfristigen Rendite von Bundesanleihen bemisst. Halten Sie diese Bemes-
sungsgrundlage für die Vorabpauschale für sachgerecht?  

Auswertung der Antworten: 

Grundsätzlich wird von den Ländern gesehen, dass es in Jahren eines positiven Zinsumfeldes 
zu einer Vermeidung der zeitlich unbegrenzten Steuerstundung kommt. Der Gesetzgeber 
habe sich bei Einführung der Vorabpauschale bewusst dafür entschieden, bei der Berechnung 
an eine „risikolose Marktverzinsung“ anzuknüpfen. 
Einzelne Länder führen jedoch an, dass es nicht vorhersehbar war, dass die Marktverzinsung 
sich lange Zeit auf einem sehr niedrigen Niveau bewegen würde. Dadurch erfülle die Vorab-
pauschale nicht die bei ihrer Einführung vorgesehenen Ziele und es trat eine deutliche Dis-
krepanz zwischen der tatsächlichen Wertentwicklung und der Vorabpauschale auf, die den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht gerecht würde. Auch in Zukunft sei es nicht auszu-
schließen, dass es wieder zu einer extremen Niedrigzinsphase kommt, daher sollte nach An-
sicht dieser Länder erwogen werden, für die Vorabpauschale an eine andere Bemessungs-
grundlage anzuknüpfen. 
Teilweise wird die Anknüpfung an die risikolose Marktverzinsung auch als sachgerecht gese-
hen. Es wird jedoch in diesem Zusammenhang auch vorgeschlagen, eine bestimmte Mindest-
grenze aus Praktikabilitätsgründen von z. B. 0,25 % einzuführen, da bei sehr niedrigem Ba-
siszins der Aufwand auf Ebene der Depotbanken und das Steueraufkommen nicht 
ausgewogen seien. 
 

• Welche anderen Bemessungsgrundlagen für die Vorabpauschale kämen aus Ihrer Sicht in 
Betracht. 

Auswertung der Antworten: 

Von einigen Ländern wird vorgeschlagen, an die tatsächliche Wertentwicklung des Invest-
mentfonds anzuknüpfen (ggf. in Kombination mit der Berechnung des Basisertrages aus der 
risikolosen Marktverzinsung). Es wird jedoch auch gesehen, dass das zu einem erhöhten Ad-
ministrationsaufwand führen würde. 
 

• Teilen Sie die Auffassung, dass ohne die Vorabpauschale Investmentfonds dazu verwen-
det werden könnten, dauerhaft oder sehr langfristig Kapitaleinkünfte vor der jährlichen 
Besteuerung abzuschirmen? Anders ausgedrückt: Sehen Sie die Gefahr, dass vermögende 
Steuerpflichtige (bei denen die Kapitaleinkünfte nicht oder nur zu einem geringen Teil zur 
Bestreitung Ihres Lebensunterhalts herangezogen werden) Investmentfonds als Steuer-
stundungsinstrument einsetzen?  



36 
 

Auswertung der Antworten: 

Das Risiko wird von den Ländern geteilt, teilweise sehen sie auch mit der aktuellen Konzep-
tion der Vorabpauschale dieses Risiko. 
 

• Mit welchen anderen gesetzlichen Regelungen könnte man die Nutzung von Investment-
fonds als Steuerstundungsinstrument ausschließen bzw. welche Alternativen sehen Sie zur 
Vorabpauschale?  

Auswertung der Antworten: 

Keine neuen Erkenntnisse. 

 

(5) Teilfreistellungswechsel (Vereinfachung)  

• Nach § 22 Absatz 1 InvStG gilt ein Investmentanteil als veräußert, wenn sich der für ei-
nen Investmentfonds anwendbare Teilfreistellungssatz ändert. Dies ist beispielsweise der 
Fall, wenn ein Investmentfonds zunächst die Voraussetzungen eines Aktienfonds nach § 2 
Absatz 6 Satz 1 InvStG und damit die Voraussetzungen für die Aktienteilfreistellung nach 
§ 20 Absatz 1 erfüllt hat, dann aber weniger als 50 % seines Aktivvermögens in Kapital-
beteiligungen anlegt. Das Instrument der fiktiven Veräußerung soll verhindern, dass un-
terschiedliche Teilfreistellungssätze für Steuergestaltungen ausgenutzt werden. Beispiels-
weise könnten zunächst bewusst Investmenterträge unter Anwendung eines hohen 
Teilfreistellungssatzes erzeugt werden um dann später künstlich erzeugte Verluste aus der 
Veräußerung des Investmentanteils ohne Anwendung einer Teilfreistellung geltend zu ma-
chen. Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund die Notwendigkeit der Regelungen zur 
fiktiven Veräußerung bei einem Teilfreistellungssatzwechsel? 

Auswertung der Antworten: 

Die Länder sehen die Regelung als notwendige Regelung an. 
 

• Wie viele Fälle von fiktiver Veräußerung aufgrund eines Teilfreistellungswechsels gab es 
in den Jahren 2018 bis 2020? (Bitte pro Jahr und danach aufschlüsseln, ob ein Aktien-, 
ein Misch-, ein Immobilien- oder ein Auslands-Immobilienfonds von dem Teilfreistel-
lungswechsel betroffen ist.) 

Auswertung der Antworten: 

Keine neuen Erkenntnisse. 
 

• Wie hoch schätzen Sie den administrativen Aufwand ein, der durch die Fälle von fiktiver 
Veräußerung aufgrund eines Teilfreistellungswechsels verursacht wird? Geben Sie hierzu 
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bitte eine Bewertung in Form einer Zahl zwischen 1 und 10 ab (1 = geringer Aufwand, 10 
= hoher Aufwand) und erläutern Sie bitte Ihre Bewertung in Textform. 

Auswertung der Antworten: 

Zu der Frage gab es nur eine neue Rückmeldung. Für Fonds-Veranlagungsbezirke wird der 
Aufwand mit einer 2 bewertet, für Steuerfestsetzungsbezirke der Anleger hingegen mit 7. 

 

• Wie beurteilen Sie eine etwaige gesetzliche Änderung, nach der ein einheitlicher Teilfrei-
stellungssatz für Aktien- Misch- und alle sonstigen Investmentfonds eingeführt und dane-
ben nur gesonderte Teilfreistellungssätze für Immobilien- und Auslands-Immobilienfonds 
fortgeführt werden?  

Auswertung der Antworten: 

Nach Ansicht der Länder könnte die Reduzierung der Teilfreistellungssätze zu einer Reduzie-
rung des administrativen Aufwands führen. Es wird aber auch das Problem einer sachgerech-
ten pauschalen Ausgestaltung gesehen. Zusätzlich weist ein Land darauf hin, dass die Not-
wendigkeit einer aufwändigen Übergangsregelung hin zu einem einheitlichen Satz besteht. 
Ein anderes Land schlägt vor, die einheitliche Regelung nur noch auf neu aufgelegte Invest-
mentfonds anzuwenden. 
 

• Welche anderen gesetzlichen Lösungsmöglichkeiten sehen Sie, um den administrativen 
Aufwand durch die fiktiven Veräußerungen aufgrund eines Teilfreistellungswechsels zu 
reduzieren? 

Auswertung der Antworten: 

Von einem Land wird als Möglichkeit gesehen, eine analoge Regelung zum Wegfall der  
Voraussetzungen für einen Spezial-Investmentfonds mit Besteuerung zum Zeitpunkt des 
Teilfreistellungswechsels (§ 52 Absatz 2 InvStG) zu schaffen. 
 

(6) Spezial-Investmentfonds und Anleger (Vereinfachung) 

• Mit welchen gesetzlichen Änderungen und / oder Änderungen von Verwaltungsregelun-
gen könnte das Besteuerungsverfahren für die Spezial-Investmentfonds hinsichtlich deren 
steuerlichen Rechte und Pflichten vereinfacht werden, ohne dass dies zu erheblichen 
Steuermindereinnahmen führen würde?  

Auswertung der Antworten: 

Elektronische Abgabemöglichkeit der Feststellungserklärung 
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Die Länder sehen in der elektronischen Abgabemöglichkeit der Feststellungserklärung, die 
inzwischen bei den Landesfinanzverwaltungen eingeführt wurde, eine deutliche Vereinfa-
chung für alle Seiten.  

Einige Länder streben eine gesetzliche Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung der 
Feststellungsklärung an. Dies sei eine Verwaltungsvereinfachung, da nicht mehr das Risiko 
besteht, dass eine papierhafte Erklärung erfolgt.  

Vereinfachte Feststellungserklärung bei steuerbegünstigten Anlegern 

Eine weitere Erleichterung könnte nach Ansicht eines Landes eine vereinfachte Feststellungs-
erklärung für Spezial-Investmentfonds mit ausschließlich steuerbefreiten Anlegern sein. Ein 
anderes Land stellt genau diese Vereinfachung in Frage, da durch die elektronische Übermitt-
lungsmöglichkeit der Aufwand bereits stark reduziert wurde und gewisse Angaben auch bei 
einer vereinfachten Feststellungsklärung benötigt würden.  

Ein anderer Vorschlag sieht vor, dass für Spezial-Investmentfonds mit nur steuerbefreiten 
Anlegern (ohne Dachfonds) die Besteuerungsgrundlagen nur einheitlich gegenüber allen 
(steuerbefreiten) Anlegern festgestellt werden könnten. Soweit Dachfonds Anleger seien, 
könnten die Besteuerungsgrundlagen grundsätzlich weiterhin gesondert und einheitlich fest-
gestellt werden. Bei Vorlage einer Bescheinigung der verwaltenden Kapitalverwaltungsge-
sellschaft des Dachfonds, nach der an dem Dachfonds wiederum nur steuerbefreite Anleger 
beteiligt seien, könnte ebenfalls die Besteuerungsgrundlagen nur einheitlich gegenüber allen 
(steuerbefreiten) Anlegern erfolgen. Im Fall einer derartigen Bescheinigung wird jedoch auch 
angeregt, gesetzlich einen Haftungstatbestand zu normieren. 

Abgabefrist der Feststellungserklärung 

Ein Land schlägt vor, die Abgabefrist der Feststellungserklärung nach § 51 InvStG zu erwei-
tern. Diese könne auf den Ablauf des 1. Kalenderjahres nach dem Ablauf des Geschäftsjahres 
des Spezial-Investmentfonds erweitert werden. Bei Spezial-Investmentfonds mit Anteilen an 
Zielfonds und/oder Immobiliengesellschaften solle die Erweiterung auf den Ablauf des 2. Ka-
lenderjahres nach dem Ablauf des Geschäftsjahres des Spezial-Investmentfonds erfolgen. Da 
die Besteuerungsgrundlagen der Zielfonds, der Personen-Immobiliengesellschaften und der 
Kapital-Immobiliengesellschaften zeitlich stark verzögert vorlägen, komme es bisher zu zahl-
reichen (bis zu 4-fach) berichtigten Feststellungserklärungen, die zu einem erheblichen Ver-
waltungsaufwand führen würden. 

Besitzzeitanteilige Zurechnung 

Die besitzzeitanteilige Zurechnung sei für alle Beteiligten mit einem sehr hohen administrati-
ven Aufwand verbunden. Ein Land macht Vorschläge wie der Aufwand reduziert werden 
könnte. Zum einen wird die Möglichkeit gesehen, den Ertragsausgleich wieder einzuführen 
und so gesetzlich zu modifizieren, dass die ungewünschten Gestaltungen einzelgesetzlich 



39 
 

ausgeschlossen werden. Zum anderen könnte die besitzzeitanteilige Zurechnung beibehalten 
werden. Allerdings sei es dann wünschenswert, eine bundeseinheitliche Regelung zu finden, 
um insbesondere die Änderungen aufgrund einer Außenprüfung ohne hohen administrativen 
Aufwand den Anlegern zuzurechnen. Sowohl von Verwaltungsseite als auch von steuerlichen 
Beratern könnte angedacht werden, dass abweichend von einer periodengerechten Erfassung, 
eine Änderung im Jahr der Prüfungsfeststellung erfolgen könnte (Bsp.: Feststellungserklä-
rung 2020, Prüfungsfeststellung im Jahr 2024: Umsetzung mit Feststellungsbescheid 2024). 
Dieser Lösungsansatz würde jedoch zu einer Durchbrechung des Ansatzes der besitzzeitantei-
ligen Zurechnung führen. 

 

• Welches sind aus Ihrer Sicht die drei mit dem größten administrativen Aufwand verbun-
dene Prozessschritte bei der Verifikation im neugestalteten Verfahren der Investmentbe-
steuerung? 

Auswertung der Antworten: 

Folgende Punkte wurden von den Ländern vorgebracht: 

– 
– 

– 

Änderungsveranlagungen / Korrektur von Feststellungserklärungen  
Nachträgliche Änderung der auf der Fondsausgangsseite einzubehaltenden und 
abzuführenden Kapitalertragsteuer 
Prüfung der Anlagebestimmungen des § 26 InvStG anhand der Anlagebedingun-
gen 

 

• Mit welchen gesetzlichen Änderungen und / oder Änderungen von Verwaltungsregelun-
gen könnte das Besteuerungsverfahren für die Anleger von Spezial-Investmentfonds ver-
einfacht werden, ohne dass dies zu erheblichen Steuermindereinnahmen führen würde? 

Auswertung der Antworten: 

Keine neuen Erkenntnisse. 

 

• Wie viele Spezial-Investmentfonds wurden in den Jahren 2015 bis 2020 in Ihrem Land ge-
führt? (Bitte pro Jahr aufschlüsseln.) 

Auswertung der Antworten: 

 
Land / Jahr 2015 2016 2017 2018 2019 2020 
Baden-Württemberg 123 126 131 136 152 154 
Bayern 449 427 460 471 438 449 
Berlin 0 79 79 74 27 0 
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Hamburg 195 224 245 252 258 250 
Hessen 2.695 2.683 2.559 2.456 2.393 2.408 
Niedersachsen 111 105 115 54 54 49 
Nordrhein-Westfalen 605 639 670 513 543 557 

 
Die Zahlen haben sich im Vergleich zur vorherigen Befragung nicht verändert. 
 

• Wie viele Fonds, die zuvor die Voraussetzungen eines Spezial-Investmentfonds nach § 15 
InvStG 2004 oder nach § 26 InvStG erfüllt haben, haben in den Jahren 2018 bis 2020 den 
steuerlichen Status geändert und unterliegen seitdem den Besteuerungsregelungen für In-
vestmentfonds nach Kapitel 2 des InvStG? (Bitte pro Jahr aufschlüsseln.) 

Auswertung der Antworten: 

Land / Jahr Übergang 
zum 

1.1.2018 

2018 2019 2020 

Baden-Württemberg 7    
Bayern  44 2 8 
Hamburg 10    
Hessen 242 19 4 1 
Niedersachsen 61    
Nordrhein-Westfalen  9 22 4 

Aus den Rückmeldungen ergeben sich lediglich neue Zahlen für Hessen. Bei den übrigen 
Ländern haben sich die Zahlen nicht verändert oder es wurden keine Fälle gemeldet. 

 

• Besteht aus Ihrer Sicht weiterhin Bedarf für gesonderte Besteuerungsregelungen für Spe-
zial-Investmentfonds oder wäre es vorzugswürdig, einheitlich für alle Fonds das Besteue-
rungsregime für Investmentfonds nach Kapitel 2 des InvStG anzuwenden?  

Auswertung der Antworten: 

Wie in der letzten Befragung befürworten die Länder eine einheitliche Besteuerung nach Ka-
pitel 2 des InvStG. 

 

(7) Finanzämter (Vereinfachung) 

• Wie könnte der Erfüllungsaufwand der Finanzämter für das Besteuerungsverfahren von 
Investmentfonds und deren Anlegern reduziert werden? 

Auswertung der Antworten:  
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Ein Vorschlag sieht vor, die Zuständigkeitsregelung des § 4 Absatz 2 Nummer 1 InvStG für 
ausländische Immobilienfonds zu vereinfachen. Die Ermittlung des Belegenheitsortes des 
wertvollsten Teils des Vermögens sei bei größeren Immobilienfonds zeitaufwendig. Insbe-
sondere dann, wenn in diesem Zusammenhang noch Zuständigkeitsvereinbarungen mit diver-
sen weiteren Finanzämtern getroffen werden müssen, um beispielsweise wegen des An- und 
Verkaufs von Liegenschaften jährlich wechselnde Zuständigkeiten zu vermeiden.  

Zusätzlich wurde eine Verlängerung der Gültigkeitsdauer für Statusbescheinigungen und die 
Einrichtung eines elektronischen Verfahrens für die Beantragung und Ausstellung von Status-
bescheinigungen gewünscht. Vorgeschlagen wurde eine bundeseinheitliche Datenbank, um 
die Versendung und Rückforderung von Bescheinigungen zu vermeiden. 

 

• Wie könnte der Erfüllungsaufwand der Finanzämter für das Besteuerungsverfahren von 
Spezial-Investmentfonds und deren Anlegern reduziert werden? 

Auswertung der Antworten: 

Die elektronische Abgabeverpflichtung für die Feststellungserklärung wurde als Möglichkeit 
aufgeführt, um Aufwand in den Finanzämtern zu reduzieren. 
 

b. Vorschläge der Verbände 

Statusbescheinigung  

Ein von verschiedenen Verbänden mehrfach vorgetragener Punkt - auch außerhalb der Befra-
gung zur Evaluation - ist die Vereinfachung / Entbürokratisierung im Zusammenhang mit der 
Beantragung und Ausstellung der Statusbescheinigungen. Dies stellt aktuell einen großen 
Aufwand für die Verwaltung und die Wirtschaft dar. Gefordert wurde u. a. eine unbe-
schränkte Gültigkeit der Statusbescheinigung. Eine unbegrenzte Gültigkeitsdauer wird von 
den Ländern und dem BMF abgelehnt, um möglichen Steuerbetrug zu vermeiden. Um aber 
den Bürokratieaufwand der Fondsbranche als auch den Vollzugsaufwand in der Finanzver-
waltung im Zusammenhang mit der Beantragung der Statusbescheinigung zu reduzieren, ist 
im Standortfördergesetz eine Regelung enthalten, nach der die Statusbescheinigung künftig 
fünf statt bisher drei Jahre gültig ist. Lediglich bei der erstmaligen Ausstellung der Statusbe-
scheinigung bleibt es bei den drei Jahren Gültigkeit. Somit wird der Aufwand für alle Seiten 
deutlich reduziert. Allein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird dadurch um etwa 
630.000 Euro pro Jahr reduziert. 

Zudem wird beim BZSt an der Möglichkeit eines elektronischen Verfahrensweges gearbeitet, 
um zukünftig den Aufwand für alle Beteiligten zu verringern. Auch bei den Ländern wird 
eine elektronische Umsetzung geprüft. " 
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7. Erfüllungsaufwand 

Ergebnisse der Nachmessung des Erfüllungsaufwands  

Die tatsächlichen Auswirkungen des Gesetzes auf den Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen 
und Bürger und der Wirtschaft wurden im Rahmen eines Berichts durch das Statistische Bun-
desamt ermittelt. Der Bericht wurde in Form einer Excel-Tabelle abgefasst und ist als Anlage 
2 beigefügt. Für diese Prüfung hat das Statistische Bundesamt Erhebungen und Befragungen 
von den betroffenen Verbänden und ggf. einzelner Unternehmen (insbesondere Kapitalver-
waltungsgesellschaften und Kreditinstitute) durchgeführt. 

(1) Nachgemessener Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Ex ante wurde geschätzt, dass die Wirtschaft durch die Reform des Investmentsteuergesetzes 
um rund 53 Millionen Euro jährlich entlastet wird. Die Nachmessung der Änderung des Er-
füllungsaufwands bestätigt, dass das Regelungsvorhaben bei diesem Normadressaten zu einer 
Entlastung geführt hat. Der jährliche Erfüllungsaufwand reduziert sich für betriebliche Anle-
ger, Kapitalverwaltungsgesellschaften und Unternehmen des Bank- und Versicherungswe-
sens um rund 43,3 Millionen Euro auf nunmehr knapp 16 Millionen Euro. Dies wird insbe-
sondere durch eine Reduktion des Erfüllungsaufwands für Kapitalverwaltungsgesellschaften 
im Zuge der Ermittlung von Besteuerungsgrundlagen (§ 5 InvStG 2004) erreicht, hieraus 
ergibt sich eine Reduzierung des Erfüllungsaufwand von etwas mehr als 30 Millionen.  
 
Unter den Informationspflichten und weiteren Vorgaben, die das reformierte Besteuerungs-
system für Anlagen in und die Verwaltung von Publikums-Investmentfonds und in Spezial-
Investmentfonds vorsieht, verursachen die Regelungen für Spezial-Investmentfonds in der 
Summe etwa 63 % des jährlichen Aufwands. Der größte Aufwand entsteht durch die geson-
derte und einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen für Spezial-Investmentfonds 
mit ca. 9,8 Millionen Euro pro Jahr.  
 
Bei der Befragung durch das statistische Bundesamt wurden von den Betroffenen Verbesse-
rungsvorschläge zur Reduzierung des Erfüllungsaufwands bei verschiedenen Vorgaben durch 
die Möglichkeit eines elektronischen Verfahrens aufgezeigt. Häufiger Vorschlag war die 
elektronische Abgabe der Feststellungserklärung für Spezial-Investmentfonds. 
 
In der Zwischenzeit wurde die Möglichkeit der elektronischen Abgabe von Feststellungser-
klärungen bei den Finanzämtern geschaffen. Das Verfahren befindet sich seit Ende 2022 in 
der Erprobung. Dafür wurde die Feststellungerklärung ab 1. Januar 2023 grundlegend umge-
staltet. Es besteht derzeit keine gesetzliche Verpflichtung zur elektronischen Abgabe. Für die 
Zukunft – wenn auch das BZSt eine Möglichkeit zur Annahme einer elektronischen Feststel-
lungserklärung geschaffen hat – wird erwogen, dem Gesetzgeber die Einführung der elektro-
nischen Abgabeverpflichtung vorzuschlagen. Die geänderte Feststellungserklärung sowie die 
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Möglichkeit der elektronischen Abgabe sind nicht in die Messung des statistischen Bundes-
amts eingeflossen. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass es nach der technischen Etablierung 
zu einer deutlichen Reduzierung des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft kommt. Das sta-
tistische Bundesamt schätzt, dass sich durch eine vollständige elektronische Abgabe der Fest-
stellungserklärung der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft um ca. 38%, in Summe um ca. 
3,75 Mio. Euro pro Jahr reduzieren würde. Darüber hinaus wird auch die Bearbeitung durch 
die Finanzämter digitalisiert, sodass mit einer weiteren Reduzierung des jährlichen Erfül-
lungsaufwands auch für die Verwaltung zu rechnen ist. 
 
Die Verbände haben angeregt, eine vereinfachte Feststellungserklärung für den Fall einzufüh-
ren, dass an einem Spezial-Investmentfonds ausschließlich steuerbefreite Anleger beteiligt 
sind. Das Anliegen wird in Zusammenarbeit mit den Ländern geprüft und die Möglichkeiten 
einer Umsetzung bewertet. 
 
Wie bereits oben unter der Überschrift Steuervereinfachung angeführt, arbeitet das BZSt an 
einem elektronischen Verfahren für die Antragstellung und Verbescheidung von Statusbe-
scheinigungen. Auf Seiten der Länder wird dies ebenfalls geprüft. Darüber hinaus ist beab-
sichtigt, den Aufwand für die Erteilung der Statusbescheinigung durch eine Verlängerung der 
Gültigkeit zu erreichen. Eine entsprechende Verlängerung von drei Jahren auf fünf Jahre ist 
im Standortfördergesetz enthalten. Lediglich bei der erstmaligen Ausstellung der Statusbe-
scheinigung bleibt es bei den drei Jahren Gültigkeit. Durch die längere Gültigkeitsdauer wird 
sich der jährliche Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft um etwa 630.000 Euro reduzieren. 
 

(2) Nachgemessener Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen, Bürger  

Für Anleger, die ihre Investmentanteile im Privatvermögen halten (Normadressat Bürgerin-
nen und Bürger) und die in Publikums-Investmentfonds investieren, ändert sich der jährliche 
Erfüllungsaufwand nach Messung des Statistischen Bundesamtes durch die Reform nicht. 
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III. Anlagenverzeichnis 

Anlage 1 

Gutachten KPMG: Forschungsvorhaben fe 10/19 - Auswirkungen der Investmentsteuerre-
form auf den Fondsstandort Deutschland und Angemessenheit der Teilfreistellungssätze 

Anlage 2 

Statistisches Bundesamt: Gesamtbericht für RV 3585 - Gesetz zur Reform der Investmentbe-
steuerung (Investmentsteuerreformgesetz - InvStRefG) 

Anlage 3 

Zwischenbericht des BMF vom 4. Mai 2023 
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